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Friede, Freude, Hambach buchen ...

Ihren öffentlichen und endlichen Fortgang fand die Ausgrenzung der
ursprünglichen Aktivisten, nämlich der Waldbesetzer, nicht erst,
nachdem sich die Umweltorganisationen den Anschein des Sieges in
fundamentalen Naturschutzangelegenheiten am Beispiel des vorläufigen
Rodungsstopps im Hambacher Forst aufgrund ihrer gerichtlichen Klagen
an die eigene Brust geheftet hatten. Daß diese auch in anderen
übergreifenden Zusammenhängen aktiven Umweltverbände auf solche Weise
nicht nur vollends die publizistische Aufmerksamkeit erhielten,
sondern, wie es sich einer dem Betriebsrat in Konzernen am ehesten
verwandten Einrichtung geziemt, die harmonie- und
übereinstimmungsgestützte Regulation auch dieses speziellen Falles wie
immer in ihre kompetenten und gesellschaftlich wie wirtschaftlich
akzeptierten Hände nahmen, liegt in der Logik ihrer selbstgewählten
Aufgabenstellung.

Das verbindet sich natürlich aufs beste mit dem Umstand, daß im
Schatten echten Aktivisten entwendeter Scheinerfolge die
wirtschafts- und profitorientierte Überlebensmehrheit und Kapitalmacht
aufs fröhlichste und ungestört ihre mittel- bis langfristig
lebensbedrohlichen Projekte wie die Planung weiterer Kohle- und
Kernkraftwerke, Fabrik- und Fertigungszentren und den Ausbau dazu
erforderlicher Strukturen und damit ihr existenzeinschränkendes
Geschäft fortsetzen können.

Die von den ursprünglichen Aktivisten, den Waldbesetzern und
-bewohnern, aufgeworfenen Widersprüche mit ihren alternativen Fragen
an zukünftige Lebensformen und Produktionsweisen wurden auf diese
Weise sicher gegen die Wand gefahren, jedoch ganz gewiß nicht aus der
Welt geschafft.

Ihre Schattenblick-Redaktion


12. Oktober 2018
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KOHLEALARM/482: Klimakampf und Kohlefront - beigelegter Streit, effektives Tun ... (Deutsche Allianz Klimawandel & Gesundheit)


Deutsche Allianz Klimawandel & Gesundheit

Pressemitteilung vom 11. Oktober 2018

Der Klimawandel ist ein medizinischer Notfall -

Kohleausstieg ist Gesundheits- und Klimaschutz zugleich!

Die Deutsche Allianz Klimawandel & Gesundheit
drängt in einem Offenen Brief an die "Kohle-Kommission" auf raschen
Kohle-Ausstieg



Die Deutsche Allianz Klimawandel & Gesundheit und 200 Unterzeichner aus
Gesundheitsberufen - Ärzte, Therapeuten, Pflegende - haben die Mitglieder
der Kommission "Wachstum, Beschäftigung, Strukturwandel" aufgerufen, die
gesundheitlichen Schäden der Kohlenutzung und des Klimawandels zu bedenken,
und sich auf einen zügigen und umfassenden Kohleausstieg zu einigen.

Zu den Unterzeichnern gehört auch der Deutsche Allergie- und Asthmabund
(DAAB) mit seinen 18.000 Mitgliedern, der Verein demokratischer
Pharmazeutinnen und Pharmazeuten (VdPP), der Hausärzteverband
Oberbergischer Kreis, die AG Gesundes Klima der Kritischen Mediziner*innen,
MigraMed München e.V. sowie die europäische Health and Environment Alliance
(HEAL).

"Bei der Debatte um Kohle-Ausstieg und Klimawandel werden die
gesundheitlichen Risiken in Deutschland noch sträflich vernachlässigt", so
Dr. med. Martin Herrmann, Sprecher der Allianz. "Dabei sprechen die
führenden Gesundheitsorganisationen bereits vom Klimawandel als einem
medizinischen Notfall, der dabei ist, die Fortschritte der letzten
Jahrzehnte zunichte zu machen." Die WHO sieht den Klimawandel als größte
Bedrohung für die globale Gesundheit in diesem Jahrhundert an.

"Als Ärzte stehen wir in der Pflicht, für die Gesundheit unserer Patienten
und für gesunde Lebensbedingungen einzutreten", so Dr. med. Ralph Krolewski
vom Hausärzteverband Oberbergischer Kreis. "Dazu gehört, die planetaren
Grenzen zu achten und Klima und Umwelt als Grundlage von Gesundheit und
Wohlergehen (SDG3) hier vor Ort wie auch für zukünftige Generationen zu
schützen."

"Steigende Temperaturen und sich verändernde Klimabedingungen führen zu
hitzebedingter Sterblichkeit, verstärken Herz-Kreislauf- und
Lungenerkrankungen sowie Asthmaleiden und sorgen für die Ausbreitung von
Infektionskrankheiten. Für viele Allergiker und Asthmatiker steigt die
Belastung mit Pollen durch veränderte Klimabedingungen und neue Allergene
wie z.B. Ambrosia deutlich an", so Dr. Silvia Pleschka, wissenschaftliche
Mitarbeiterin des Deutschen Allergiker - und Astmabundes. "Gleichzeitig
begünstigt Luftverschmutzung durch die Verbrennung fossiler Energien
chronische Atemwegserkrankungen."

Auch nicht-übertragbare Erkrankungen wie Herzinfarkte, Schlaganfälle und
Diabetes werden von der Kohleverbrennung, die besonders zur
Luftverschmutzung beiträgt, verstärkt. Besonders bedroht sind vulnerable
Personengruppen wie Kinder, Schwangere und ältere sowie ökonomisch und
sozial benachteiligte Menschen. Zudem haben Extremwetterereignisse neben
physischen auch psychische Schäden zur Folge.

Wirtschaftlich führen die mit Kohleverbrennung und Klimawandel verbundenen
Gesundheitsauswirkungen zu deutlichen Produktivitätseinbußen und Kosten. So
werden die vermeidbaren Gesundheitskosten durch Kohleabgase aus deutschen
Kraftwerken auf zwischen 6,2 bis 11,9 Milliarden Euro jährlich beziffert.
(HEAL Studie 2017)

Prävention geht vor Therapie:

Kohleausstieg jetzt - für gute Luft und gesundes Klima!

Die Deutsche Allianz Klimawandel und Gesundheit ist Mitglied der Global
Climate and Health Alliance (GCHA) und der Klima-Allianz Deutschland.

 * 

Offener Brief an die Kommission
"Wachstum, Beschäftigung, Strukturwandel" des Bundestags

Ihr Votum ist entscheidend für den Zeitpunkt des Ausstiegs aus der Kohle.
Als Angehörige der Gesundheitsberufe - Ärzte, Therapeuten, Pflegende -
appellieren wir an Sie, bei Ihrer Entscheidung die möglichen Konsequenzen
für die menschliche Gesundheit zu berücksichtigen.

Bereits jetzt schädigt der Klimawandel in vielfältiger Weise die Gesundheit
unzähliger Menschen und droht, die Fortschritte bei der globalen Gesundheit
und der Entwicklung der letzten Jahrzehnte zunichte zu machen. Die
medizinische Fachwelt spricht bereits vom Klimawandel als einem sich
abzeichnenden medizinischen Notfall, als zentrale Herausforderung für die
Gesundheitssysteme weltweit.

Die Deutsche Allianz Klimawandel und Gesundheit ist ein Bündnis von
Einzelpersonen und Organisationen aus dem Gesundheitsbereich. Als Vertreter
gesundheitsbezogener Berufe und Organisationen aus Wissenschaft, Praxis und
Zivilgesellschaft sehen wir die dringende Notwendigkeit zum Handeln, um die
weitere Erderwarmung auf möglichst 1.5 °C zu begrenzen (Pariser
Klimaabkommen). Denn wir alle sorgen uns um eine lebenswerte, gesunde
Zukunft der nachfolgenden Generationen. Klimaschutz ist zugleich
Gesundheitsschutz.

Steigende Temperaturen führen zu hitzebedingter Sterblichkeit und
vermehrten Allergien, verstärken Herz-Kreislauf- und Lungenerkrankungen
sowie Asthmaleiden und sorgen für die Ausbreitung von
Infektionskrankheiten. Sie bedrohen insbesondere vulnerable
Personengruppen wie Kinder, Schwangere und ältere sowie ökonomisch und
sozial benachteiligte Menschen. Zudem haben Extremwetterereignisse neben
den physischen auch psychische Schäden zur Folge.

Neben dem Verkehr trägt insbesondere auch die Kohleverbrennung maßgeblich
zur Luftverschmutzung bei. Diese ist ein erheblicher Risikofaktor für
nicht-übertragbare Erkrankungen wie Herzinfarkte, Schlaganfälle, Diabetes
und chronische Atemwegserkrankungen. Luftverschmutzung trägt deutlich zur
Krankheitslast und vorzeitigem Tod bei.

Die Gesundheitsschäden durch Luftverschmutzung führen zu
Produktivitätseinbußen und sind wirtschaftlich kostspielig: Die geschätzte
Gesamthöhe der vermeidbaren Gesundheitskosten in Bezug auf Kohleabgase aus
deutschen Kraftwerken liegt zwischen 6,2 bis 11,9 Milliarden Euro jährlich.
(HEAL Studie 2017)

Gleichzeitig hat die Umstellung der Stromerzeugung von Kohle und anderen
fossilen Energieträgern auf erneuerbare Quellen viele positive
gesundheitliche Folgen und führt u.a. zu einer Verringerung der Behandlungs-
und Medikamentenkosten im Zusammenhang mit Krankheiten der Atemwege und des
Herz-Kreislauf-Systems.

Prävention geht vor Therapie. Krankheiten sind rechtzeitig zu behandeln und
zwar an ihren Wurzeln. Die Kohleförderung als Krankheitsursache -
unmittelbar durch Umweltlasten wie mittelbar durch den Klimawandel - muss
daher so schnell wie möglich beendet werden.

Wir appellieren deshalb an Sie, den gesundheitlichen Aspekten bei Ihrer
Entscheidung Rechnung zu tragen.

Wir schließen uns damit den zahlreichen Institutionen und Organisationen
aus der ganzen Welt an, die aus Gründen des Gesundheitsschutzes auf einen
raschen Ausstieg aus allen fossilen Energieträgern, beginnend mit einem
Ausstieg aus der Kohle, drängen. Dies soll in Übereinstimmung mit dem
Pariser Klimaabkommen geschehen. Der schnelle Kohleausstieg
ist eine unabdingbare Sofortmaßnahme, um Leben, Gesundheit und Klima
gleichermaßen zu schützen.

Mit freundlichen Grüßen

Dr. Martin Herrmann

Sprecher der Deutschen Allianz Klimawandel und Gesundheit

Mitzeichnende Organisationen:

Deutsche Allergie- und Asthmabund (DAAB)

Verein demokratischer Pharmazeutinnen und Pharmazeuten (VdPP)

Hausärzteverband Oberbergischer Kreis

AG Gesundes Klima der Kritischen Mediziner*innen

MigraMed München e.V.

Health and Environment Alliance (HEAL)

 * 

Quelle:

Deutsche Allianz Klimawandel & Gesundheit

Schwedenstrasse 15a, 13357 Berlin

E-Mail: kontakt@klimawandel-gesundheit.de

Internet: www.klimawandel- gesundheit.de
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KOHLEALARM/481: Klimakampf und Kohlefront - Orden für die falsche Brust ... (BUND NRW)


BUND Landesverband Nordrhein-Westfalen e.V. - 11. Oktober 2018

Kraftwerksaus nach Rodungsstopp? 

BUND wirft RWE Täuschung der Öffentlichkeit vor



Düsseldorf, 11.10.2018 | Der nordrhein-westfälische Landesverband des BUND
für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND) wirft der RWE AG vor, mit
gezielten Falschdarstellungen die Politik beeinflussen zu wollen.

"Die von RWE angekündigte Drosselung der Kohleförderung im Tagebau Hambach
ist nicht durch den vom BUND erwirkten Rodungsstopp im Hambacher Wald
verursacht, sondern eine direkte Folge der von RWE beantragten Überführung
von fünf Kraftwerksblöcken in die so genannte Sicherheitsbereitschaft",
konstatierte der stellvertretende BUND-Landesvorsitzende Thomas
Krämerkämper. "Mit solchen Falschmeldungen verspielt RWE weiter
Glaubwürdigkeit."

Nach Presseberichten hatte ein RWE-Sprecher eine Minderförderleistung im
Tagebau Hambach von etwa 10 bis 15 Millionen Tonnen Braunkohle jährlich
unterstellt und dafür den Rodungsstopp verantwortlich gemacht. In der Folge
könnte die Stromerzeugung deshalb in den Kraftwerken Neurath und
Niederaußem um 9 bis 13 Terawattstunden zurückgehen. Damit will RWE
offenbar suggerieren, der Rodungsstopp hätte unmittelbar Auswirkungen auf
die Stromerzeugung, so der BUND.

RWE hat jedoch schon lange vor der Gerichtsentscheidung die Überführung von
fünf Kraftwerksblöcken in die Sicherheitsbereitschaft beantragt und damit
bereits 2017 begonnen - faktisch eine Stilllegung der Blöcke. Nach
Berechnungen des BUND führt aber allein schon diese Überführung mit einer
Leistung von zusammen etwa 1,6 GW bis zum 1. Oktober 2019 zu einem
Minderbedarf von jährlich über 13 Millionen Tonnen Braunkohle. Durch die
vorgesehene weitere Teilstilllegung des Kraftwerks Goldenberg wird zudem
eine Braunkohlenachfrage in einem Umfang von bis zu 0,8 Mio. t
Rohbraunkohle bis 2020 wegfallen. Auch für das Heizkraftwerk Köln-Merkenich
hat der Stadtrat einen Ausstieg aus der Braunkohlenutzung beschlossen. "Das
macht insgesamt rund 14 Millionen Tonnen, die RWE unabhängig vom
Rodungsstopp nicht mehr benötigt", so BUND-Mann Krämerkämper.

Daneben gehen von der Jahresförderung des Tagebaus Hambach von ca. 39
Millionen Tonnen in 2017 nur etwa zwei Drittel (27 Mio. t) in die
Kraftwerke zur allgemeinen Versorgung. Der Tagebau Hambach stellt circa 37
Prozent der im Kraftwerk Niederaußem benötigten Braunkohle, etwa 56 % der
im Kraftwerk Neurath sowie ca. 25 % der im Kraftwerk Frimmersdorf
verstromten Kohle bereit. Die zwei letzten Kohleblöcke in Frimmersdorf
wurden bereits im Oktober 2017 in die Sicherheitsbereitschaft überführt,
zwei weitere Blöcke in Niederaußem folgten vor wenigen Tagen zum
01.10.2018. Am 1.10.2019 schließlich wird der Block C in Neurath ebenfalls
in die Sicherheitsbereitschaft überführt.

Auch wenn die Kraftwerksblöcke vor ihrer endgültigen Stilllegung und
Demontage noch vier Jahre lang vorgehalten werden sollen, um bei länger
andauernden Totalausfällen anderer Anlagen die Stromversorgung wieder
sicherzustellen, gehen viele Experten davon aus, dass dieser Fall nicht
eintreten wird. Die Kraftwerke in der Sicherheitsbereitschaft müssen
innerhalb von 10 Tagen wieder hochgefahren werden können. Mit solchen
Reaktionszeiten sind sie kein Instrument zur Abdeckung kurzfristiger
Versorgungsengpässe.

"RWE versucht, die Gerichte und die Politik mit solchen Falschmeldungen
unter Druck zu setzen. Wir fordern RWE auf, die Debatte über den
Kohleausstieg endlich aufrichtig und ehrlich zu führen", so das Fazit von
BUND-Vize Krämerkämper.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 11. Oktober 2018

Herausgeber: Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V.

BUND Landesverband Nordrhein-Westfalen

Merowingerstr. 88, 40225 Düsseldorf

Telefon: 0211/30 20 05-0

E-Mail: bund.nrw@bund.net

Internet: www.bund-nrw.de
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MESSE/654: Ehrengast Georgien überreicht die GastRolle an Norwegen (Frankfurter Buchmesse)


Frankfurter Buchmesse - Pressemitteilung vom 14. Oktober 2018

Ehrengast Georgien überreicht die GastRolle an Norwegen - Ehrengast der
Frankfurter Buchmesse 2019



Frankfurt, 14. Oktober 2018 - Am Nachmittag des Messesonntags verabschiedet
sich traditionell der amtierende Ehrengast und überreicht in einer
feierlichen Zeremonie die sogenannte GastRolle an den Ehrengast des
kommenden Jahres. Das eigens dafür geschaffene Kunstobjekt der Frankfurter
Buchmesse wird in jedem Jahr um einen kurzen literarischen Beitrag des
nachfolgenden Ehrengastes erweitert:

Georgien hatte im vergangenen Jahr einen Auszug aus dem berühmten
Nationalepos "Der Recke im Tigerfell" von Schota Rustaweli aus dem 12.
Jahrhundert gewählt und die Zeilen in den kunstvoll geschwungenen
Buchstaben des georgischen Alphabets verfasst:

Wie die Sonne gleiche Lichtflut auf Gestrüpp und Rosen gießt,
sieh, dass Arm' und Reiche du mit gleicher Fürstengnade misst.
Auch den Trotz bezwing durch Güte, die allzeit bezwingend ist
spende - wie die Flut, vom vollen Meere kommend, meerwärts fließt.

Norwegen schrieb sich nun mit dem Gedicht des beliebten norwegischen
Dichters Olav H. Hauge (1908-1994) "Det er den draumen", auf Deutsch: "Das
ist der Traum", in die Rolle ein:

Det er den draumen me ber på

at noko vedunderleg skal skje,

at det må skje -

at tidi skal opna seg,

at hjarta skal opna seg,

at dører skal opna seg,

at berget skal opna seg,

at kjeldor skal springa -

at draumen skal opna seg,

at me ei morgonstund skal glida inn

på ein våg me ikkje har visst um.

Das ist der Traum, den wir tragen,

daß etwas Wunderbares geschieht,

geschehen muß -

daß die Zeit sich öffnet,

daß das Herz sich öffnet,

daß Türen sich öffnen,

daß der Berg sich öffnet,

daß Quellen springen -

daß der Traum sich öffnet,

daß wir in einer Morgenstunde gleiten

in eine Bucht, um die wir nicht wußten.

Übersetzung Klaus Anders

(aus Olav H. Hauge: Gesammelte Gedichte, Edition Rugerup 2012)

Nach einem literarischen Gespräch mit dem georgischen Autor Zurab Karumidze
und der norwegischen Autorin Åsne Seierstad wurde die GastRolle an Norwegen
übergeben. Die Musiker Mathias Eick, Kjetil Bjerkestrand und Herborg
Kråkevik aus Norwegen bereicherten die feierliche Übergabe mit Klängen aus
dem hohen Norden. Durch die Veranstaltung führte der Autor und Moderator
Thomas Böhm.

"Wir haben in diesem Jahr und ganz besonders in dieser Woche ein
einzigartiges Fest der georgischen Literatur und Kultur gefeiert", sagte
Medea Metreveli, Direktorin des Georgian National Book Center. "Wir konnten
georgische Literatur in all ihren Facetten zeigen. Unser Gastlandauftritt
auf der Frankfurter Buchmesse war ein großer Erfolg - nicht nur, weil unser
Team viel Arbeit in dieses Projekt investiert hat und gemeinsam mit den
georgischen Verlegern gute Ergebnisse vorweisen kann. Sondern auch, weil
die deutsche Leserschaft, die Besucher und unsere deutschen Partner so
offen waren und uns mit Liebe und Emotionen empfangen haben", so Metreveli
weiter. Die Begeisterung und Aufgeschlossenheit gegenüber den "Georgian
Characters" sei überall spürbar gewesen - auf der Messe, in Frankfurt, aber
auch weit darüber hinaus. Dies sei eine hervorragende Basis, um den
literarischen und kulturellen Austausch zwischen Georgien und Deutschland
weiter zu vertiefen.

Juergen Boos, Direktor der Frankfurter Buchmesse, sagte: "Der
Ehrengastauftritt Georgiens hat die Herzen der Buchmessebesucher berührt:
Eine Präsentation, in der das georgische Alphabet mit Leichtigkeit und
Eleganz raumgreifend inszeniert ist, Performances, Musik, kulinarische
Entdeckungen, Lesungen und vor allem eine beeindruckende Vielfalt
literarischer Stimmen. Das Team um Medea Metreveli hat ein fulminantes
Programm auf die Beine gestellt und uns in wenigen Tagen Georgiens
'Characters' und ihre jahrtausendealte Kultur nahegebracht. Georgien hat
uns auf eine Entdeckungsreise eingeladen - wir sind dieser Einladung sehr
gern gefolgt."

Margit Walsø, Direktorin von NORLA - Norwegian Literature Abroad,
und Halldór Guðmundsson, Projektmanager des Ehrengastprojekts Norwegen
2019, gaben erste Einblicke, was die Besucher im kommenden Jahr erwartet:
"'Der Traum in uns': Der Ehrengastauftritt Norwegens steht unter dem Stern
eines berühmten Gedichts von Olav H. Hauge. Nach dem wunderbaren Auftritt
Georgiens träumen wir davon, mit Literatur, mit Kunst und Kultur
Geschichten von den Menschen aus dem hohen Norden zu erzählen. Mit diesen
Geschichten wollen wir die lesebegeisterten Besucher der Frankfurter
Buchmesse im Sinne von Hauges Gedicht an einen faszinierenden Ort bringen,
um den sie nicht wussten." Im Jahr 2016 wählten die Leser und Zuschauer des
norwegischen Senders NRK dieses Gedicht Olaf H. Hauges zum bedeutendsten
norwegischen Gedicht aller Zeiten.

Organisator des Gastlandauftritts ist NORLA - Norwegian Literature Abroad.
NORLA wurde 1978 gegründet und hat allein seit 2004 zur Übersetzung von
rund 5.200 norwegischen Büchern in 65 Sprachen beigetragen. Im Jahr 2019
präsentiert das Gastland seine Literatur und Kultur auf der Messe, in der
Stadt Frankfurt sowie an vielen weiteren Orten in Deutschland.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 14. Oktober 2018

Frankfurter Buchmesse

Braubachstraße 16, 60311 Frankfurt am Main

Telefon: +49 (0) 69 2102-0, Fax: +49 (0) 69 2102-227

E-Mail: servicecenter@book-fair.com

Internet: http://www.buchmesse.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 15. Oktober 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / BÜRGER/GESELLSCHAFT / FAKTEN





MUMIA/913: Kampf für Gesundheit (Mumia Abu-Jamal)


Kolumne 926

Kampf für Gesundheit

Von Mumia Abu-Jamal, Oktober 2018



Auf den ersten Blick kommt es einem merkwürdig vor, wenn man an einem Ort
angemessene medizinische Versorgung erwartet, wo sich kaum jemand wirklich
um die Menschen kümmert, die dort leben müssen. Gefängnisse sind ein
solcher Ort. Sie sind die vom Staat geschaffenen Slums, in denen
mehrheitlich die Ärmsten der besitzlosen Klasse zusammengepfercht werden.
Wohlhabende Menschen trifft man in Gefängnissen nur äußerst selten an, und
in gewissem Maße gilt das auch für die, die als »gesund« bezeichnet werden.

Gefängnisse sind Gebilde, die heute vor allem in ländlichen Gebieten, die
von Rezession und Arbeitslosigkeit gezeichnet sind, dazu dienen, Kommunen
mit vorwiegend weißer Bevölkerung krisensichere Jobs zu bieten. Diese
Gemeinden profitieren von einem großen Angebot an Arbeitsplätzen in diesen
Haftanstalten, und zwar nicht nur im Sicherheitsbereich, sondern auch in
den dortigen Krankenabteilungen.

Niemand sollte überrascht sein, dass die medizinische Versorgung in den
Knästen noch minderwertiger ist als die ohnehin schlechte in Gegenden und
Stadtteilen, in denen arme Menschen und die Arbeiterklasse leben. Eins der
derzeit größten Gesundheitsprobleme, mit denen Menschen dort genauso wie
ihre Leidensgenossen hinter Gittern zu kämpfen haben, sind Infektionen mit
dem Hepatitis-C-Erreger, die zu lebensbedrohlichen Schädigungen der Leber
und Folgeerkrankungen führen.

Wenngleich Hepatitis C mittlerweile durch antivirale Medikamente heilbar
ist, wird das durch hohe Kosten verhindert. Der aktuelle Verkaufspreis für
den Wirkstoff, für den der Pharmakonzern Gilead ein Monopol auf dem
Arzneimittelmarkt hat, liegt bei etwa 1.000 US-Dollar - pro Pille! Was
bedeutet, dass die für eine acht- bis zwölfwöchige Kur notwendige
Heilbehandlung für einen Patienten nahezu 90.000 US-Dollar kostet. Welcher
Patient in Freiheit kann sich das leisten? Und welche Gefängnisbehörde ist
bereit, diese Summe für Häftlinge aufzubringen?

Wie jedes andere soziale Gut erlangt man auch Gesundheit in dieser
Gesellschaft nur durch beständigen Kampf. Es gab deshalb in der jüngeren
Vergangenheit rechtliche Auseinandersetzungen, Proteste und massenhafte
Anrufe bei den zuständigen Behörden, um uns Gefangene bei unserem Kampf für
die Therapie der Hepatitis-C-Infektionen mit den teuren Medikamenten zu
unterstützen. Einige Gefangene, unter ihnen der Verfasser, hatten damit
Erfolg, viele andere warten nach wie vor auf ihre Behandlung. Der Kampf
muss deshalb weitergehen - überall im Land.


Copyright: Mumia Abu-Jamal

mit freundlicher Genehmigung des Autors

Übersetzung: Jürgen Heiser

Erstveröffentlicht in "junge Welt" Nr. 233 vom 8. Oktober 2018


Nachdem Abu-Jamal und seine Anwälte nach zwei Jahren des Kampfs
vor den Gerichten Pennsylvanias Ende März 2017 endlich seine medikamentöse
Hepatitis-C-Behandlung durchgesetzt hatten, konnte der jW-Kolumnist
drei Monate später in dieser Zeitung mitteilen: »Seit dem 30. Mai 2017 bin
ich frei von Hepatitis C!« Heute will er daran erinnern, dass die
entsprechende Therapie bislang in Pennsylvania nur etwa 200 schwerkranken
Mitgefangenen zuteil wurde, die Gefängnisbehörden Pennsylvanias und anderer
US-Bundesstaaten jedoch Tausenden Kranken weiterhin das Medikament
verweigern. (jh)

 * 

Quelle:

Der Beitrag entstammt der Website www.freedom-now.de

mit freundlicher Genehmigung von Jürgen Heiser

Internationales Verteidigungskomitee (IVK)

Postfach 150 323, 28093 Bremen

E-Mail: ivk(at)freedom-now(dot)de

Internet: www.freedom-now.de
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AUSSICHTEN/8427: Und morgen, den 15. Oktober 2018 (SB)


+++ Vorhersage für den 15.10.2018 bis zum 16.10.2018 +++
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Fast sucht Jean die Schwalben,

weil es so sonnig ist,

mit Warmluft allenthalben,

die heut' der Herbst auffrißt.
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MELDUNG/374: Rosa-Schapire-Kunstpreis an Natalia LL (Hamburger Kunsthalle)


Hamburger Kunsthalle - 12. Oktober 2018

Polin Natalia LL erhält mit dem ROSA-SCHAPIRE-KUNSTPREIS 2018

eine der bedeutendsten Auszeichnungen für Gegenwartskunst in
Deutschland

Freunde der Kunsthalle übergeben 20.000 Euro



Die polnische Künstlerin Natalia LL - Natalia Lach-Lachowicz - (*1937) hat
den diesjährigen Rosa-Schapire-Kunstpreis bekommen. Der mit 20.000 Euro
dotierte Preis ist eine der bedeutendsten Auszeichnungen für
Gegenwartskünstler_innen in Deutschland. Natalia LL ist eine der
bekanntesten Konzeptkünstlerinnen Polens und zählt zu den ersten
feministischen Künstlerinnen Europas. Bestimmt wurde die Preisträgerin von
der polnischen Kunstkritikerin und langjährigen Museumsdirektorin Dr.
Agnieszka Morawińska (*1944). Morawińska legte jüngst - im Mai
2018 - ihr Amt als Direktorin des Warschauer Nationalmuseums nieder, das
sie seit 2010 leitete. Der Direktor der Hamburger Kunsthalle, Prof. Dr.
Christoph Martin Vogtherr, hatte Morawińska zur diesjährigen Jurorin
für den Rosa-Schapire-Kunstpreis benannt. Die Freunde der Hamburger
Kunsthalle vergeben den wichtigen Preis für Gegenwartskunst, der erstmalig
im Jahr 2016 ausgelobt wurde.

Der Preis wird in Erinnerung an Rosa Schapire (1874-1954) vergeben, die
bereits zu ihrer Zeit als große Vorkämpferin für die zeitgenössische
Moderne galt. Mit Begeisterung und voller Tatendrang setzte sich die
außergewöhnliche Kunsthistorikerin dafür ein, tradierte Kunstauffassungen
aufzulösen. Mit einem zu ihrer Zeit viel Mut verlangenden, rückhaltlosen
Engagement, war sie Freundin, Förderin und Fürsprecherin des
Expressionismus. Der Rosa-Schapire-Kunstpreis ist dem unerschrockenen und
leidenschaftlichen Geist der Namensgeberin verpflichtet. Vorangegangene
Preisträger_innen waren in 2017 die portugiesische Künstlerin Ana Jotta,
benannt von Dr. Penelope Curtis, sowie im Jahr 2016 der rumänische Künstler
Dan Perjovschi, benannt von Prof. Kasper König.

Prof. Dr. Christoph Martin Vogtherr, Direktor der Hamburger Kunsthalle:
»Mit Agnieszka Morawi#324;ska hat eine zentrale Persönlichkeit für die
polnischen Museen und für die zeitgenössische Kunst in Polen als Jurorin
zugesagt. Ihre grundlegende Neuaufstellung des Warschauer Nationalmuseums
und ihr kompromissloses Eintreten für gerade auch kritische zeitgenössische
Kunst bewundere ich sehr.«

Dr. Ekkehard Nümann, Vorsitzender der Freunde der Kunsthalle:

»Ich freue mich sehr, dass es mit Natalia LL ein weiteres Mal gelungen ist,
eine höchst eigenwillige Künstlerpersönlichkeit zu ehren. Unsere Jurorin
hat ihre Wahl ganz im Sinne unserer mutigen und unkonventionellen
Namensgeberin Rosa Schapire getroffen.«

Die Freunde der Kunsthalle e. V. gehören mit über 18.000 Mitgliedern zu den
wichtigsten Freundeskreisen im deutschsprachigen Raum. Sie setzen sich seit
ihrer Gründung im Jahr 1923 für die Kunstvermittlung ein und unterstützen
die Hamburger Kunsthalle beim Erwerb von Kunstwerken und der Finanzierung
von Ausstellungen.

Natalia LL (*1937) ist Zeichnerin, Fotografin, Performance- und
Videokünstlerin und bekannt als eine Pionierin feministischer und
konsumkritischer Kunst in Polen. Nach dem Studium an der Staatlichen
Hochschule für Bildende Künste in Breslau gründete sie 1970 die Galerie
Permafo (Abkürzung für permanente Formalisierung) und wurde zu einer der
zentralen Figuren der Breslauer Konzeptkunst. Natalia LLs künstlerisches
Schaffen wird in ihrem Heimatland kontrovers wahrgenommen und wurde auch
zensiert, ist inzwischen aber in seiner historischen und aktuellen
Bedeutung international anerkannt. Seit 1975 engagiert sie sich in der
internationalen feministischen Kunstbewegung. Eine ihrer bekanntesten
Arbeiten ist die Foto- und Video-Serie Consumer Art (1972-75). Seit 2004
ist sie als Dozentin an der Hochschule für Bildende Künste in Posen tätig.

Dr. Agnieszka Morawińska (*1944) war von 1991 bis 1992
stellvertretende Ministerin für Kultur und Kunst in Polen und lebte danach
als Botschafterin der Republik Polen in Australien. 2001 übernahm sie die
Leitung der auf zeitgenössische Kunst ausgerichteten Galeria Zachęta,
das führende Ausstellungshaus für zeitgenössische Kunst in Polen. Von 2010
bis zu ihrem Rücktritt 2018 war Morawiń:ska Direktorin des National
Museums in Warschau.

 * 

Quelle:

Hamburger Kunsthalle - Stiftung öffentlichen Rechts

Presse- und Öffentlichkeitsarbeit

Glockengießerwall, 20095 Hamburg

Telefon: +49 (0) 40 428 131 204, Fax: +49 (0) 40 428 131 884

E-Mail: presse@hamburger-kunsthalle.de

Internet: www.hamburger-kunsthalle.de
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IMI/896: Nur eine Frage der Zeit?


IMI - Informationsstelle Militarisierung e.V.

IMI-Standpunkt 2018/035 vom 12. Oktober 2018

Nur eine Frage der Zeit?

Westliche Luftschläge gegen Syrien - Auch die Friedensbewegung sollte sich
vorbereiten

von Bernhard Klaus



Am Ende des Bürgerkrieges?

Gegenwärtig ist es in der Berichterstattung ruhig geworden im Hinblick auf
den Bürgerkrieg in Syrien. Jeremy Bowen berichtet in seiner Reportage aus
Idlib für die BBC davon, dass aktuell "die Gewehre schweigen" und
verschiedene Rebellengruppen ihre schweren Waffen zurückgezogen hätten.[1]
Ein Gefühl, dass der Bürgerkrieg zuende ginge, sei allgegenwärtig. Zugleich
beschreibt er jedoch verstärkte Stellungen und spricht von einem nahezu
unausweichlichen und wahrscheinlich selbst für die Verhältnisse im
syrischen Bürgerkrieg blutigen Showdown um Idlib. Außerdem verweist er auf
die Gefahr, dass der Konflikt auch in größerem Maßstab wieder aufleben
könnte: "Wichtige ausländische Mächte haben Teile des Landes besetzt oder
bombardieren diese und es besteht ein großes Risiko der Eskalation, wenn
sie aneinander geraten.

Noch im September sah es nach eben solch einer Zuspitzung aus. Nachdem die
syrische Armee mit ihren Verbündeten jenseits der Provinz Idlib und den von
der (kurdisch dominierten) SDF kontrollierten Territorien im Nordosten alle
Rebellengebiete zurückerobert hatte, massierte sie ihre Kräfte um Idlib, wo
es gehäuft zu Luftangriffen und Gefechten kam. Große Teile der SDF waren
offenbar bereit, die syrische Armee bei der Eroberung Idlibs zu
unterstützen. Auf der anderen Seite lieferte der NATO-Staat Türkei
umfangreich Waffen und Material nach Idlib und verstärkte dort seine sog.
"Beobachtungsposten" am Rand des von den Milizen besetzten Gebietes. Die
USA, Frankreich und Großbritannien drohten Luftschläge für den Fall eines
Chemiewaffeneinsatzes oder auch unabhängig davon "zum Schutz der
Zivilbevölkerung" an. Deutschland wurde um Unterstützung hierbei angefragt,
das Verteidigungsministerium ließ entsprechende Konzepte ausarbeiten (und
kommunizierte dies) und Politiker aller Fraktionen beteiligten sich an der
Debatte für und wider einer deutschen Beteiligung an Luftschlägen - obwohl
diese klar sowohl gegen das Völkerrecht wie auch gegen die Verfassung
verstoßen würden.

Diese Gefahr wurde zunächst durch ein türkisch-russisches Abkommen vom 17.
September 2018 abgewendet, das einen Waffenstillstand und die Einrichtung
einer "demilitarisierten Zone" entlang des Frontverlaufs um Idlib vorsieht,
die von russischen und türkischen Kräften kontrolliert werden soll.
"Terroristische" Gruppen sind vom Waffenstillstand ausgenommen, seine
Laufzeit ist unbestimmt, viele Details sind ungeklärt oder zumindest nicht
bekannt. Insofern wurden dem Abkommen wenig Chancen eingeräumt, zunächst
hat es jedoch zu einer deutlichen Beruhigung der Lage geführt.

Szenarien der Eskalation

Wie Jeremy Bowen, so geht jedoch auch die deutsche Stiftung Wissenschaft
und Politik (SWP), eine regierungsnahe Denkfabrik, die in Teilen aus dem
Verteidigungshaushalt finanziert wird, davon aus, dass es dennoch zu einer
erneuten Eskalation mit internationaler, westlicher Beteiligung kommen
wird: "Die Frage einer internationalen Militäroperation in Syrien ist damit
[dem türkisch-russischen Abkommen] aber eher aufgeschoben als aufgehoben.
Früher oder später wird wohl erneut über eine deutsche Beteiligung
debattiert werden".[2] Deshalb solle der "gewonnene Aufschub" als
"Zeitfenster zur Klärung" genutzt werden, um "einzelne Dimensionen eines
möglichen Engagements der Bundesrepublik" zu erörtern, so Muriel Asseburg
und Markus Kaim in ihrem SWP-Aktuell 2018/A 54 mit dem Titel "Ein deutscher
Militäreinsatz in Syrien - Politische Ziele, Umsetzbarkeit, rechtliche
Voraussetzungen, Effekte".

In dem Text fällt bemerkenswerter Weise unter den Tisch, dass es bereits
einen deutschen Militäreinsatz in Syrien und dem Irak gibt, über dessen
Verlängerung der Bundestag noch bis Ende Oktober entscheiden muss. Die
Autor*innen gehen davon aus, dass das türkisch-russische Abkommen darauf
abziele "eine Machtübernahme des Regimes in der Provinz vorzubereiten" -
was angesichts der türkischen Rolle und Interessen eine gewagte These ist.
Zumindest "Damaskus und Moskau" arbeiteten "jedenfalls weiter darauf hin,
Idlib unter Regierungskontrolle zu bringen, wenn nötig auch mit
Waffengewalt". Da keine anderen Gründe für die Prognose genannt werden,
dass die westlichen Staaten zukünftig intervenieren oder zumindest darüber
diskutieren werden, offenbart dies eine weitere implizite Annahme des
Papiers, die allerdings nicht ausgeführt wird: Dass die westlichen
Verbündeten eine Rückeroberung Idlibs durch die syrische Armee nicht dulden
wollen. Die Gründe hierfür werden ebenfalls nicht genannt. Es beschleicht
einen der Verdacht, dass es entweder um einen Achtungserfolg oder ein
Faustpfand geht: Der gescheiterte Versuch eines Regimechanges soll für
 den betreffenden Staat zumindest mit nennenswerten Gebietsverlusten
einhergehen oder diese sollen als Verhandlungsmasse dienen, um doch noch
Einfluss auf die zukünftige Ordnung nehmen zu können. Das freilich
formuliert die SWP nicht in dieser Deutlichkeit.

Recht deutlich allerdings stellt der Text zunächst fest, dass eine
völkerrechtliche (und auch verfassungsrechtliche) Grundlage für eine
deutsche Beteiligung unter den betrachteten Umständen kaum vorstellbar
wäre. Daraufhin folgt jedoch ein bemerkenswerter Satz: "Doch entheben diese
rechtlichen Einwände nicht der Pflicht, politisch über einen solchen
Einsatz nachzudenken." Im Folgenden werden anhand von vier "Zielen" drei
mögliche Einsatzszenarien kurz dargelegt und erörtert: a) der Schutz der
Zivilbevölkerung, wozu 40.000 Soldat*innen und die Einrichtung einer
Flugverbotszone nötig wären; b) die Verhinderung eines
Chemiewaffeneinsatzes durch die Vernichtung entsprechender Lager- und
Produktionsstätten, wobei "auch Start- und Landebahnen, Flugzeuge und
Helikopter durch Luftschläge zerstört werden" müssten; c) die
"Unterstützung von Verhandlungen", indem "die militärischen Fähigkeiten der
syrischen Regierung und ihrer Verbündeten so zu schwächen" seien, dass sie
ihre Ziele nicht mehr erreichen können; d) "die Zuverlässigkeit der
Bundesrepublik als Bündnispartner im Rahmen des 'Westens' zu untermauern",
was letztlich bedeutet, dass sich Deutschland an Angriffen auf Syrien
beteiligt, ohne dabei auf Syrien gerichtete, konkrete Ziele zu verfolgen.

Die Schlussfolgerungen sind in Bezug auf die ersten drei Optionen
erstaunlich klar: "Für einen westlichen Militäreinsatz in Syrien existiert
gegenwärtig keine erfolgversprechende Option. Alle drei hier diskutierten
Zielsetzungen (Einrichtung einer Schutzzone, Verhinderung des 
Chemiewaffen-Einsatzes, Unterstützung von Verhandlungen) lassen sich nicht
völkerrechtskonform verfolgen; sie erfordern einen erheblichen
Mittelaufwand, bergen enormes Eskalationsrisiko und drohen ihre jeweilige
Stoßrichtung zu verfehlen". Stattdessen wird empfohlen, "den Ansatz der
dominanten Groß- und Regionalmächte (Russland, Iran, Türkei)" nicht
"militärisch zu konterkarieren", sondern "das europäische Gewicht in Form
von Anerkennung, Sanktionen und Wiederaufbauhilfe in die Waagschale zu
werfen". Dies würde eine "langfristige Stabilisierung Syriens" ermöglichen.

Eine janusköpfige Analyse

Auf den ersten Blick könnte man den Text damit als Aufruf zu militärischer
Zurückhaltung zugunsten einer Beendigung des Bürgerkrieges verstehen.
Zunächst erscheint auch erfreulich, dass dem Völkerrecht eine relativ große
Rolle eingeräumt und zugleich darauf verzichtet wird, dessen strikte
Auslegungen durch Behelfsargumentationen auszuhebeln. So heißt es an einer
Stelle: "Auch ein Eingreifen nach dem Prinzip der internationalen
Schutzverantwortung (Responsibility to Protect) wäre nur dann
völkerrechtskonform, wenn es vom Sicherheitsrat beschlossen würde" - hierzu
hat es in der Vergangenheit durchaus auch andere Positionen im Umfeld der
Bundesregierung gegeben.

Betrachtet man hingegen die impliziten und expliziten Vorannahmen und den
Maßstab der diskutierten Interventionen, so relativiert sich dieser
Eindruck wesentlich. Die Vorannahmen bestehen darin, dass die
NATO-Verbündeten - in klarem Widerspruch zum Völkerrecht - bereit sind und
Druck auf Deutschland ausüben werden, die Quasi-Annexion eines Teils
Syriens mithilfe djihadistischer Milizen durch den NATO-Staat Türkei mit
Luftangriffen und ggf. auch Bodentruppen zu unterstützen und dadurch den
Bürgerkrieg erneut zu eskalieren. Die angesprochenen Szenarien gehen weit
über das Maß bisheriger westlicher Interventionen in Syrien (Unterstützung
bzw. Aufbau von Milizen und deren Unterstützung durch sporadische
Luftschläge) hinaus und überschreiten eine Schwelle, ab der eine offene
Konfrontation mit den Verbündeten Syriens sehr wahrscheinlich ist. Der Text
sollte deshalb als Warnung verstanden werden. Zwischen den Zeilen scheint
durch, dass insbesondere im Hinblick auf das Ziel "Solidarität mit den
Verbündeten" eine deutsche Beteiligung durchaus als möglich und wohl auch
als wahrscheinlich angesehen wird.

Es gilt, aktiv zu bleiben!

Man sollte sich also keineswegs darauf verlassen, dass offenbar auch in
regierungsnahen Kreisen Skepsis gegenüber einer weiteren Eskalation in
Syrien besteht. Stattdessen sollten auch die sozialen Bewegungen den
"gewonnenen Aufschub" nutzen und Druck gegen eine weitere westliche
Intervention und eine deutsche Beteiligung aufzubauen. Hierzu sollte an
Punkten angesetzt werden, die der Text der SWP nicht nennt. Das ist u.a.
die deutsche Stationierung von Aufklärungsjets und Flugzeugen zur
Luftbetankung auf dem Stützpunkt Al-Asrak in Jordanien und die deutsche
Beteiligung an Aufklärungsflügen der AWACS vom türkischen Konya aus, die
noch in diesem Monat im Bundestag debattiert und verlängert werden soll.
Wenn die Bundeswehr bereits in der Region stationiert und in die
gemeinsamen Stäbe integriert ist, wird sich eine deutsche Beteiligung in
"Solidarität mit den Verbündeten" kaum noch verhindern lassen. Außerdem
wäre klar zu benennen, welche Bündnisstruktur dieser Dynamik zu Grunde
liegt. Die SWP-Analyse spricht zwar - was eher ungewöhnlich ist - vom
"Westen" und einem "westlichen Militäreinsatz", benennt die NATO aber an
keiner Stelle als Akteur. Dass die NATO-Staaten jedoch bereit sind,
zugunsten der Türkei völkerrechtswidrig in einen Bürgerkrieg einzugreifen
und diesen bis hin zu einer offenen Konfrontation mit Russland oder dem
Iran zu eskalieren, sollte auch die Frage der deutschen Mitgliedschaft in
diesem Bündnis neu beleben. Und wir sollten uns jetzt schon darauf
vorbereiten, möglichst bereits im Vorfeld einer drohenden Intervention der
NATO in Syrien auf die Straße zu gehen.


Anmerkungen

[1] Jeremy Bowen: Sense of an ending for Syria's war on Idlib front line,
bbc.com vom 9.10.2018.

https://www.bbc.com/news/world-middle-east-45796263

[2] Muriel Asseburg, Markus Kaim: Ein deutscher Militäreinsatz in Syrien -
Politische Ziele, Umsetzbarkeit, rechtliche Voraussetzungen, Effekte,
SWP-Aktuell 2018/A 54.

https://www.swp-berlin.org//publikation/ein-deutscher-militaereinsatz-in-syrien/
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AUSLAND/8854: Aus aller Welt - 14.10.2018 (SB)




MELDUNGEN



Schwierige Regierungsbildung in Schweden

Gut einen Monat nach der Parlamentswahl in Schweden ist der
Vorsitzende der konservativen Moderaten Partei, Ulf Kristersson, mit
einem ersten Versuch zur Regierungsbildung gescheitert. Die
Sondierungsgespräche zur Bildung einer Mitte-Rechts-Regierung seien
beendet, teilte Kristersson am Sonntag in Stockholm mit.
Parlamentspräsident Andreas Norlén will nun am Montag die
Fraktionschefs der Parlamentsparteien treffen, um einen anderen
Parteivorsitzenden mit der Regierungsbildung zu beauftragen. Als
aussichtsreichster Kandidat gilt der bisherige sozialdemokratische
Ministerpräsident Stefan Löfven, dem das Parlament vor drei Wochen
das Mißtrauen ausgesprochen hatte.
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JUSTIZ/8854: Kriminalität und Rechtsprechung - 14.10.2018 (SB)




MELDUNGEN



Spezialkräfte überwältigen Mann in seiner Wohnung

Ein Sondereinsatzkommando der Hamburger Polizei hat am Sonntagmorgen
im Stadtteil Wandsbek einen Mann überwältigt, der Einsatzkräften der
Feuerwehr und der Polizei die Haustür versperrte. Nachdem die
Eingangstür schließlich gewaltsam geöffnet wurde, setzte der Mann
Pfefferspray gegen die Beamten ein. Beim zweiten Versuch gelang es
den Polizeibeamten, den 39jährigen aus seiner Wohnung zu holen. Nach
Angaben der Ermittler soll er am frühen Morgen selbst den Notruf
getätigt und damit gedroht haben, seine Wohnung anzuzünden.
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MILITÄR/8851: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 14.10.2018 (SB)




MELDUNGEN



Islamistische Rebellen eröffnen Mörserfeuer aus Pufferzone in Idlib

Unmittelbar vor dem offiziellen Ablauf einer zweiten Frist für ihren
Abzug aus der geplanten Pufferzone um die Rebellenhochburg Idlib im
Nordwesten Syriens haben Aufständische dort einen Truppenaufmarsch
der syrischen Armee in der nahegelegenen Hama-Provinz mit
Mörsergranaten beschossen. Nach Informationen der oppositionsnahen
Syrischen Beobachtungsstelle für Menschenrechte wurden dabei zwei
Soldaten getötet. Nach einer Vereinbarung zwischen Rußland und der
Türkei hätten bis vergangenen Mittwoch alle schweren Waffen aus der
bis zu 20 Kilometer breiten demilitarisierten Zone abgezogen sein
müssen. Am Montag läuft eine zweite Frist ab, bis zu der alle
Rebellen den Streifen verlassen haben müssen.
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POLITIK/8853: Aus Parlament und Gesellschaft - 14.10.2018 (SB)




MELDUNGEN



FDP will Fahrverbote für Dieselfahrzeuge verhindern

In der Debatte über drohende Diesel-Fahrverbote forderte der
Fraktionschef der FDP im hessischen Landtag, René Rock, ein
Sofortprogramm mit einem Volumen von 100 Millionen Euro von der
Landesregierung. Mit dem Geld soll die Betankung öffentlicher
Fahrzeuge mit einem schadstoffärmeren Dieselersatzstoff
subventioniert werden. Der verkehrspolitische Sprecher der
FDP-Fraktion im Bundestag, Oliver Luksic, plädierte einem Bericht der
Deutschen Presse-Agentur zufolge für eine genaue Verursacheranalyse
der Grenzwertüberschreitungen. Statt bei der Umsetzung von
Europarecht stets draufzusatteln, sollten vielmehr rechtliche
Spielräume genutzt werden, sagte Luksic. Die FDP will dazu in der
kommenden Woche eine entsprechende Initiative in den Bundestag
einbringen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/8852: Tragisches und Kurioses - 14.10.2018 (SB)




MELDUNGEN



Neun Himalaya-Bergsteiger ums Leben gekommen

In Nepal ist ein Zeltlager am 7.193 Meter hohen Mount Gourja
vermutlich durch ein Unwetter völlig zerstört worden. Nach Angaben
der Behörden kamen dabei alle neun Mitglieder einer Expedition ums
Leben. Die genauen Umstände des Unglücks waren zunächst unklar. Ein
Hubschrauberpilot hatte die Basis völlig verwüstet vorgefunden. Bäume
waren geknickt und die Zelte zerfetzt. Selbst die Toten lagen einem
Polizeisprecher zufolge verstreut im Gelände.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/7937: Aus Forschung und Technik - 14.10.2018 (SB)




MELDUNGEN



NASA-Sonde Voyager 2 verläßt das Sonnensystem

Die Raumsonde Voyager 2 steht offenbar kurz vor dem Eintritt in den
interstellaren Raum. Wie die US-Raumfahrtbehörde NASA berichtet,
haben die Instrumente der Sonde einen Anstieg der energiereichen
kosmischen Strahlung um rund fünf Prozent registriert. Aus diesen
Meßwerten schließen NASA-Wissenschaftler, daß die Sonde wohl bald den
schützenden Einflußbereich der Sonne verlassen wird. Eine
Titan-IIIE-Centaur-Rakete transportierte Voyager 2 am 20. August 1977
vom Weltraumbahnhof Cape Canaveral ins All. Zwei Jahre später begann
die Sonde damit, das äußere Planetensystem zu erkunden. Seit der
Neptunpassage im Jahr 1989 befindet sich der Instrumententräger auf
dem Weg in den Randbereich des Sonnensystems.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/7950: Aus aller Welt - 14.10.2018 (SB)




VOM TAGE



Familienzusammenführung an Mauer zwischen USA und Mexiko

An der Grenzbefestigung zwischen Mexiko und den USA haben sich rund
1500 Mitglieder von 250 Familien treffen können, die aufgrund von
Auswanderung oder Abschiebung teils jahrelang getrennt gewesen sind.
Die Begegnung war von der Menschenrechtsgruppe "Border Network of
Human Rights" organisiert worden. Diese bewirkte die Öffnung einer
Tür in der fünf Meter hohen Mauer zwischen Ciudad Juárez und Sunland
Park im US-Bundesstaat New Mexico für genau vier Minuten. In dieser
Zeit durften sich die Familienangehörigen unter Beobachtung durch
US-Grenzpolizei und Bundespolizei begrüßen und wieder verabschieden.
Der sechsten Aktion dieser Art war das Motto "Abrazos No Muros"
(Umarmungen, keine Mauern) vorangestellt worden.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/7909: Medizin und Gesundheitswesen - 14.10.2018 (SB)




VOM TAGE



Heftige Kritik an Spahns Impf-Vorhaben

Mit seinem Vorschlag, daß Apotheker künftig impfen könnten, ist
Bundesgesundheitsminister Jens Spahn (CDU) erwartungsgemäß bei vielen
Ärzten auf Kritik gestoßen. So meinte unter anderem Erik Bodendieck,
Präsident der Sächsischen Landesärztekammer (SLAEK), daß das Impfen
die Ausübung der Heilkunde darstellt und somit als Gesamtprozeß
"Indikationsstellung, Aufklärung, Durchführung und Nachsorge" in
alleiniger ärztlicher Verantwortung steht. Dieses an Nichtärzte zu
übertragen, ist kontraproduktiver politischer Aktionismus, gegen den
aufs Schärfste protestiert werden müsse, so Bodendieck.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/7938: Kriminalität und Rechtsprechung - 14.10.2018 (SB)




VOM TAGE



Brandanschlag auf Auto von linkem Bundestagsabgeordneten

Der im Leipziger Stadtteil Grünau abgestellte Pkw des
Bundestagsabgeordneten Sören Pellmann (Die Linke) ist in der Nacht
auf Samstag in Brand gesetzt worden. Zwei daneben parkende Fahrzeuge
wurden beschädigt. Polizei und Staatsschutz nahmen Ermittlungen auf.
Auf das von Pellmann genutzte Parteiauto war ein Foto von ihm sowie
ein Schriftzug mit seinem Namen angebracht gewesen. Die Linke geht
nach eigenen Angaben von einem politischen Anschlag aus. Pellmann
selbst will sich durch den Angriff nicht in seiner politischen Arbeit
und seinem Engagement für die Sozialschlechtergestellten und gegen
Nazis und Rassisten beeinträchtigen lassen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/7861: Sprache, Kunst und Medium - 14.10.2018 (SB)




VOM TAGE



Neuer Verlagspreis für kleinere anspruchsvolle Häuser geplant

Anläßlich der Frankfurter Buchmesse hat Kulturstaatsministerin Monika
Grütters (CDU) erklärt, daß sie mit der Gründung eines neuen
"Deutschen Verlagspreises" den Anreiz für kleinere ambitionierte
Häuser zum Erhalt der literarischen Vielfalt beitragen möchte.

Angesichts der ohnehin schwierigen Situation für den Buchmarkt möchte
die Ministerin ein Licht auf die Arbeit der unabhängigen Verlage
richten, deren gesellschaftliche und kulturelle Bedeutung nicht zu
unterschätzen sei.

Wie der Deutschlandfunk berichtete, sind offenbar eine
Spitzenauszeichnung sowie eine Reihe von Förderpreisen geplant. Der
Gesamtetat soll jährlich etwa eine Million Euro betragen und damit
ebensoviel wie beim 2014 gegründeten Deutschen Buchhandlungspreis.
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MILITÄR/7928: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 14.10.2018 (SB)




VOM TAGE



US-Sonderbeauftragter verhandelt direkt mit Taliban-Delegation

Eine Delegation der afghanischen Taliban-Miliz hat sich Angaben ihres
Sprechers Sabihullah Mudschahid zufolge am Freitag in Katars
Hauptstadt Doha mit dem US-Sonderbeauftragten Zalmay Khalilzad und
anderen Vertretern der US-Regierung getroffen und über ein
friedliches Ende der Invasion in Afghanistan gesprochen. Das
US-Außenministerium hat zu dem Treffen und dem Verhandlungsthema noch
nicht Stellung bezogen. Khalilzad selbst stammt aus Afghanistan. Im
September wurde der Diplomat zum Sondergesandten ernannt. Am
vergangenen Samstag beendete er eine zehntägige Reise durch die
Region. Die USA und ihre Verbündeten hatten die Taliban-Regierung in
Kabul mit ihrer Invasion 2001 in Afghanistan entmachtet. Die
"Koranschüler" sehen in der derzeitigen afghanischen Regierung eine
Marionette Washingtons und lehnen Friedensverhandlungen mit dieser
ab.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/7942: Aus Parlament und Gesellschaft - 14.10.2018 (SB)




VOM TAGE



Gesundheitsministerium sagt der WHO Gelder für vier Jahre fest zu

Die Bundesregierung wird in den kommenden vier Jahren der
Weltgesundheitsorganisation (WHO) 115 Millionen Euro zur Verfügung
stellen. Die nicht zweckgebundenen Überweisungen erfolgen freiwillig
und zusätzlich zu den Pflichtbeiträgen Deutschlands. Das bestätigte
ein Sprecher des Gesundheitsministeriums, aus dessen Etat die Gelder
stammen, am Vorabend des dreitägigen Weltgesundheitsgipfels (World
Health Summit) in Berlin. Die fünf größten Geberländer der WHO sind
neben Deutschland die USA, Großbritannien, Japan und Frankreich.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/7911: Tragisches und Kurioses - 14.10.2018 (SB)




VOM TAGE



Brunnenbauer können sich vor Aufträgen kaum retten

Selten hatten die Brunnenbauer so viel zu tun, wie in diesem Jahr.
Praktisch bundesweit sind die Auftragsbücher so voll, daß die
Auftraggeber Wartezeiten von mehreren Wochen hinnehmen müssen.

Vor allem klagt die Landwirtschaft über wasserbedingte Ernteausfälle,
seit diesem Sommer lassen sich aber auch auffällig viele Privatleute
Brunnen für ihre Häuser und Gärten bohren. Nicht selten befürchten sie
Wasserrationierungen oder drastische Preissteigerungen und möchten
deshalb nicht auf die kommunalen Anbieter angewiesen sein.

Der lange und sehr trockene Sommer hat im Vergleich zu kühleren Jahren
für rund 50 Prozent mehr Aufträge gesorgt, sagte laut MDR aktuell ein
Brunnenbauer aus Rietberg.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SOZIALES/7939: Arbeit, Soziales und Familie - 14.10.2018 (SB)




VOM TAGE



Übermächtige Beteiligung an Unteilbar-Demo in Berlin

An der Demonstration "Unteilbar - Solidarität statt Ausgrenzung" am
Samstagnachmittag in Berlin beteiligten sich nach Angaben der
Veranstalter 242.000 Menschen. Der Marsch vom Alexanderplatz zur
Siegessäule war von dem Bündnis "Unteilbar" für 40.000 Teilnehmer
angemeldet worden. Der Protest galt rechter Hetze, Diskriminierung,
dem Flüchtlingssterben auf dem Mittelmeer und den Kürzungen im
Sozialsystem. "Unteilbar" haben sich Tausende von kirchlichen
Organisationen, Wohlfahrtsverbänden, Gewerkschaften und Parteien,
Künstlern, Wissenschaftlern und sonstigen Intellektuellen
angeschlossen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





UMWELT/7920: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 14.10.2018 (SB)




VOM TAGE



Hurrikan Michael hinterläßt heftige Verwüstungen

Der Jahrhundertsturm Michael hat die USA erreicht und eine Schneise
der Zerstörung von Florida über Georgia bis hin nach Virgina
hinterlassen. Laut afp sollen mindestens 17 Menschen getötet worden
sein: In Florida sieben, fünf in in Virginia, drei in North Carolina
und einer in Georgia. Die Rettungskräfte gehen jedoch davon aus, daß
weitere Todesopfer gefunden werden. Der Wirbelsturm der
zweithöchsten Kategorie 4 war am Mittwoch im Nordwesten Floridas auf
Land getroffen. Zahlreiche Gebäude wurden zerstört, Bäume entwurzelt
und Stromleitungen umgerissen. Vielerorts bot sich ein Bild der
Verwüstung. Ganze Häuser waren dem Erdboden gleichgemacht, Boote
lagen in Gärten, die Straßen waren übersät mit umgestürzten Bäumen
und Strommasten.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WIRTSCHAFT/7927: Märkte und Finanzen - 14.10.2018 (SB)




VOM TAGE



Ausbildungswindpark in Bergedorf eröffnet

Hamburgs Bürgermeister Peter Tschentscher (SPD) hat am Freitag nach
einjähriger Testphase im Bezirk Bergedorf den Windpark Curslack
eröffnet, der sowohl der Energiegewinnung wie der Forschung und
Ausbildung von Studierenden dienen soll. Die Anlage wird vom
Energie-Campus der Hochschule für Angewandte Wissenschaften (HAW) und
dem städtischen Stromversorger Hamburg Energie betrieben. Die fünf
180 Meter hohen Windturbinen können bis zu 15.000 Haushalte in
Bergedorf mit Strom versorgen. Mit überschüssigen Strom wird
Wasserstoff erzeugt. In den Forschungswindpark wurden von der HAW,
Hamburg Energie sowie dem Windkraftplaner und Investor Ole Augustin
22 Millionen Euro investiert.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WISSENSCHAFT/7943: Aus Forschung und Technik - 14.10.2018 (SB)




VOM TAGE



Intel-Chip kaum besser als AMDs Ryzen

Einst galt Intel bei der Chipherstellung als Nonplusultra. Doch der
Vorsprung von einst schwindet immer mehr. Inzwischen befinden sich
Intel und Hauptkonkurrent AMD auf Augenhöhe. Das zeigt auch die
neuesten Benchmarks von Intels Core i9-9900K und AMDs Ryzen 7 2700X.
Diese sehen kaum noch einen Vorsprung für den Intel-Chip. Nötig
wurden die jüngsten Messungen, weil herauskam, daß bei einem früheren
Vergleich der beiden Chips laut der Internetplattform golem.de der
Ryzen 7 2700X im Game-Modus und ergo nur mit vier statt acht Kernen
betrieben wurde, was in einigen Spielen die Leistung deutlich
reduzierte. Dies wurde bei den jüngsten Messungen behoben, so daß für
den Intel-Chip kaum noch ein Vorsprung herauskam. Da aber auch
diesmal beim Ryzen 7 2700X weiterhin DDR4-2933-Speicher mit weniger
aggressiven Latenzen als beim Intel-Chip sowie den Boxed-Kühler
genutzt wurden und viele Titel in 1080p ein GPU-Limit aufwiesen, sind
auch die Benchmarks nach wie vor nicht voll aussagekräftig für die
Spieleleistung der beiden Prozessoren.

14. Oktober 2018
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RAUMFAHRT/1008: MASCOTs Zickzackkurs über den Asteroiden Ryugu (DLR)


Deutsches Zentrum für Luft- und Raumfahrt (DLR) - 12.10.2018

Viel Geröll, viele Steine, kein Staub:

MASCOTs Zickzackkurs über den Asteroiden Ryugu



Sechs Minuten freier Fall, sanfter Aufprall auf einem Stein und dann elf
Minuten wiederholtes abprallen bis zur ersten Ruhelage. So begann die Reise
des Asteroidenlanders MASCOT am frühen Morgen des 3. Oktober 2018 auf
Asteroid Ryugu, einem Land voller Überraschungen, Geheimnissen und
Herausforderungen. Nach diesem ersten Weg auf dem knapp 900 Meter großen
Asteroiden folgten rund 17 Stunden intensiver wissenschaftlicher Erkundung.
Hierzu wurde die Landesonde vom MASCOT-Kontrollraum am Deutschen Zentrum
für Luft- und Raumfahrt (DLR) in Köln in Anwesenheit von
Wissenschaftlerteams aus Deutschland, Frankreich und Japan kommandiert und
gesteuert. MASCOT übertraf alle Erwartungen und führte seine vier
Experimente an mehreren Stellen auf dem Asteroiden aus. Noch nie zuvor in
der Geschichte der Raumfahrt wurde ein Körper des Sonnensystems auf diese
Art und Weise erforscht. Der Weg, den MASCOT dabei auf der Oberfläche
zurücklegte, konnte nun anhand von Bilddaten der japanischen Sonde
Hayabusa2 sowie der Bilder und Daten von MASCOT genau nachvollzogen werden.

"Robotische Spitzentechnologie, eine langfristige Planung in vielen Details
und eine intensive internationale Kooperation zwischen den Wissenschaftlern
und Ingenieuren der drei Raumfahrtnationen Japan, Frankreich und
Deutschland haben diesen Erfolg erst möglich gemacht", sagt Prof. Hansjörg
Dittus, DLR-Vorstand für Raumfahrtforschung und -technologie über diesen
Meilenstein der Erforschung des Sonnensystems. "Wir sind stolz darauf, wie
MASCOT seinen Weg auf dem Asteroiden Ryugu über Geröll und Steine
gemeistert hat und dabei so viele Daten über die Zusammensetzung zur Erde
zurücksenden konnte", freut sich die DLR-Vorstandsvorsitzende Prof. Pascale
Ehrenfreund.

MASCOT hat kein Antriebssystem und landete im freien Fall. Sechs Minuten
nach dem Abtrennen von Hayabusa2 berührte das Landemodul am Ende einer
ballistischen Flugbahn zum ersten Mal den Boden des Asteroiden Ryugu. Auf
der Oberfläche bewegte sich MASCOT mit einer Schwungmasse aus Wolfram am
Ende eines eingebauten rotierenden Schwungarms fort. So konnte MASCOT auf
die "richtige" Seite gedreht werden und sogar Sprünge auf der
Asteroidenoberfläche vollführen. Ryugu hat nur ein 66.500stel der
Anziehungskraft der Erde, sodass der kleine Schwung hierfür ausreichte:
Eine technische Innovation für eine ungewöhnliche Form der Mobilität auf
einer Asteroidenoberfläche, die im Rahmen der Mission Hayabusa2 zum ersten
Mal in der Geschichte der Raumfahrt zum Einsatz kam.

Durch einen Steingarten voller kantiger Blöcke und ohne ebene
Flächen

Um den Weg von MASCOT über die Oberfläche von Ryugu rekonstruieren zu
können, waren die Augen der Kameras an Bord der Muttersonde Hayabusa2 auf
den Asteroiden gerichtet. Die Optical Navigation Camera (ONC) hielt den
freien Fall von MASCOT in mehreren Bildern fest, sah den Schatten, den das
Experimentpaket während der Flugphase auf den Boden warf und identifizierte
den ruhenden MASCOT schließlich in mehreren Bildern direkt auf der
Oberfläche. Das Muster der unzähligen auf der Oberfläche verteilten Blöcke
war auch in Schrägaufnahmen der Kamera MASCAM aus der Landesonde heraus in
Richtung des jeweiligen Horizonts zu erkennen. Die Kombination dieser
Informationen entschlüsselte den einzigartigen Pfad der Landesonde.

Nach dem ersten Auftreffen prallte MASCOT sanft von einem großen Block ab,
berührte noch etwa acht Mal den Boden und fand sich dann in einer zunächst
für die Messungen ungünstigen Ruhelage wieder. Nach der Kommandierung und
Ausführung eines eigens eingeleiteten Korrektur-Hüpfers kam MASCOT ein
zweites Mal zum Stillstand. Die genaue Position dieses zweiten Ortes wird
derzeit noch ermittelt. Dort wurden die ausführlichen Messungen über einen
Asteroidentag und eine Asteroidennacht hinweg absolviert. Es folgte ein
kleiner "Mini Move", um dem Spektrometer MicrOmega noch bessere Bedingungen
für die Messung der Zusammensetzung des Asteroidenmaterials zu ermöglichen.

Schließlich wurde MASCOT ein letztes Mal in Bewegung gesetzt für einen
größeren Sprung. Dort am letzten Ort führte er noch einige Messungen durch,
bevor die dritte Nacht anbrach und der Kontakt zu Hayabusa2 abbrach. Das
Raumschiff hatte sich aus der Sichtlinie bewegt. Um 21.04 Uhr erreichte das
letzte Signal von MASCOT die Muttersonde Hayabusa2. Die Mission war
beendet. "Wir rechneten wegen der kalten Nacht damit, dass es weniger als
16 Stunden Batterielaufzeit werden würden", sagt MASCOT-Projektleiterin Dr.
Tra-Mi Ho vom DLR-Institut für Raumfahrtsysteme. "Schließlich konnten wir
MASCOT aber sogar bis zum einsetzenden Funkschatten mehr als eine Stunde
länger betreiben, ein toller Erfolg." MASCOT und das Landegebiet wurden von
den Wissenschaftlern noch während der Mission nach dem gleichnamigen
Kinderbuch von Lewis Carroll (1832 bis 1898) als "Alice's Wonderland"
getauft.

Tatsächliches Wunderland

Nach der exakten Rekonstruktion und Lokalisierung der Ereignisse sind die
Wissenschaftler nun damit beschäftigt, erste Ergebnisse aus den Messdaten
und Bildern herauszulesen. "Was wir aus der Distanz gesehen haben, hat uns
schon eine Ahnung gegeben, wie es auf der Oberfläche aussehen könnte",
berichtet Prof. Ralf Jaumann vom DLR-Institut für Planetenforschung und
wissenschaftlicher Leiter der MASCOT-Mission. "Tatsächlich ist es am Boden
aber noch viel verrückter, als erwartet. Alles ist von groben Blöcken, und
Geröll übersät. Wie kompakt diese Blöcke sind und welche Zusammensetzung
sie haben, das wissen wir noch nicht. Vor allem aber: Fast nirgendwo sind
größere Ansammlungen feinen Materials zu sehen, und das haben wir gar nicht
erwartet. Das müssen wir in den nächsten Wochen noch ganz genau
untersuchen, da die kosmische Verwitterung eigentlich feines Material
erzeugen müsste", so Jaumann weiter.

"MASCOT hat genau das gebracht, was wir uns an Daten erhofft haben: Eine
'Verlängerung' des Arms der Experimente auf der Raumsonde bis auf den Boden
von Ryugu und direkte Messungen vor Ort", sagt Dr. Tra-Mi Ho. Nun gibt es
über die ganze Skala von Teleskop-Lichtkurven von der Erde über die
Fernerkundung mit Hayabusa2 bis zum mikroskopischen Befund von MASCOT
Messdaten. "Das wird für die Charakterisierung dieser Klasse von Asteroiden
von enormer Bedeutung sein", unterstreicht Prof. Ralf Jaumann.

Ryugu ist ein sogenannter C-Klasse-Asteroid, ein als kohlenstoffreich
eingeschätzter Vertreter der ältesten Körper des viereinhalb Milliarden
Jahre alten Sonnensystems: ein "Urbaustein" der Planetenentstehung und in
diesem Falle auch einer von 17.000 bekannten erdbahnkreuzenden Asteroiden.

Auf der Erde gibt es einige Meteoriten, die eine Zusammensetzung haben, die
auch für Ryugu angenommen wird, beispielsweise gefunden in der Murchison
Range/Australien. Dr. Matthias Grott vom DLR-Institut für Planetenforschung
und verantwortlich für das Radiometerexperiment MARA ist jedoch skeptisch,
ob diese Meteoriten bezüglich ihrer physikalischen Eigenschaften
tatsächlich repräsentativ für Ryugu sind: "Meteoriten wie der in Murchison
gefundene sind recht massiv. Unsere MARA-Daten deuten allerdings darauf
hin, dass wir es auf Ryugu eher mit etwas poröserem Material zu tun haben.
Die Untersuchungen stehen erst ganz am Anfang, aber es ist plausibel
anzunehmen, dass kleine Bruchstücke von Ryugu den Eintritt in die
Erdatmosphäre nicht intakt überstehen würden."

Über die Mission Hayabusa2 und MASCOT

Hayabusa2 ist eine Weltraummission der japanischen Raumfahrtagentur JAXA
(Japan Aerospace Exploration Agency) zum erdnahen Asteroiden Ryugu. Der
deutsch-französische Lander MASCOT an Bord von Hayabusa2 wurde vom
Deutschen Zentrum für Luft- und Raumfahrt (DLR) entwickelt und gebaut in
enger Kooperation mit der französischen Raumfahrtagentur CNES (Centre
National d'Études Spatiales). Die wissenschaftlichen Experimente an Bord
von MASCOT sind Beiträge des DLR, des Institut d'Astrophysique Spatiale und
der Technischen Universität Braunschweig. Betrieb und Steuerung des 
MASCOT-Landers und seiner Experimente erfolgen durch das DLR mit Unterstützung der
CNES und in kontinuierlichem Austausch mit der JAXA.

Das DLR-Institut für Raumfahrtsysteme in Bremen entwickelte federführend
zusammen mit CNES den Lander und testete ihn. Das DLR-Institut für
Faserverbundleichtbau und Adaptronik in Braunschweig war für die stabile
Struktur des Landers zuständig. Das DLR Robotik und Mechatronik Zentrum in
Oberpfaffenhofen entwickelte den Schwungarm, der MASCOT auf dem Asteroiden
hüpfen lässt, und passt dessen Bewegungen mithilfe der neuesten Messungen
von Hayabusa2 an die Eigenschaften von Ryugu an. Das DLR-Institut für
Planetenforschung in Berlin steuerte die Kamera MASCAM und das Radiometer
MARA bei. Überwacht und betrieben wird der Asteroidenlander aus dem 
MASCOT-Kontrollzentrum im Nutzerzentrum für Weltraumexperimente (MUSC) am 
DLR-Standort Köln.


Die Pressemitteilung mit Bildern und tabellarischer Übersicht über
MASCOTs 17 Stunden und 7 Minuten auf Ryugu finden Sie unter: 

https://www.dlr.de/dlr/presse/desktopdefault.aspx/tabid-10308/471_read-30235

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 12.08.2010

Deutsches Zentrum für Luft- und Raumfahrt (DLR)

Unternehmenskommunikation, Linder Höhe, 51147 Köln

http://www.dlr.de/
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PRESSEKONFERENZ/1768: Regierungspressekonferenz vom 10. Oktober 2018 (BPA)


Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Im Wortlaut

Mitschrift der Pressekonferenz - Mittwoch, 10. Oktober 2018

Regierungspressekonferenz vom 10. Oktober 2018

Themen: Kabinettssitzung (Gesetzentwurf zur fortgesetzten
Beteiligung des Bundes an den Integrationskosten der Länder und Kommunen
und zur Regelung der Folgen der Abfinanzierung des Fonds "Deutsche
Einheit", Entwurf eines Vierten Gesetzes zur Änderung des
Umwandlungsgesetzes, Entwurf eines Fünften Gesetzes zur Änderung des Elften
Buches Sozialgesetzbuch - Beitragssatzanpassung in der Pflegeversicherung,
Bericht über die Evaluierung des Gesetzes zur weiteren Erleichterung der
Sanierung von Unternehmen), Moorbrand auf der Wehrtechnischen Dienststelle
bei Meppen, Auswirkungen einer möglichen Änderung der EZB-Zinspolitik auf
den Bundeshaushalt, Kohlendioxidgrenzwerte für Neufahrzeuge, Fahrverbote
für Dieselfahrzeuge, Zahl der 2018 in Deutschland neu registrierten
Flüchtlinge, mögliche Reparationsforderungen Griechenlands an Deutschland,
mögliche Ansiedlung einer Batteriezellenproduktion in Deutschland,
Vorschläge der Bundesumweltministerin gegen das Insektensterben, Sanktionen
für Empfänger von Hartz-IV-Leistungen, Liste der am Jemen-Konflikt
beteiligten Staaten, Telefonat der Bundeskanzlerin mit dem Präsidenten der
Palästinensischen Autonomiebehörde, Festnahme eines Tatverdächtigen im Fall
der Ermordung der Journalistin Victoria Marinova


Sprecher: StS Seibert, Kolberg (BMF), Mänz (BMZ), Wackers (BMG),
Fähnrich (BMVg), Fichtner (BMU), Buser (BMVI), Petermann (BMI), Eichler
(BMWi), Bürgelt (BMEL), Jäger (BMAS), Krüger (BMJV)



Vorsitzende Welty eröffnet die Pressekonferenz und begrüßt StS Seibert
sowie die Sprecherinnen und Sprecher der Ministerien.

StS Seibert: Ich habe Ihnen einige Beschlüsse der Bundesregierung
vorzutragen. Es geht los mit finanzpolitischen Beschlüssen. Die
Bundesregierung verlängert die Hilfen zur Bewältigung der Flüchtlingskosten
um ein Jahr. Sie erhöht die Mittel für den sozialen Wohnungsbau, und sie
mildert die Folgekosten aus der deutschen Einheit, aus der
Wiedervereinigung ab. Das alles hat das Kabinett heute zugunsten der Länder
und Kommunen beschlossen. Die Finanzierung erfolgt im Wesentlichen durch
eine Änderung der Umsatzsteuerverteilung zulasten des Bundes und zugunsten
der Länder.

Kurz der Reihe nach: Das hohe Engagement des Bundes für Flüchtlinge setzt
sich fort. Die Länder erhalten für den Asylbewerber, die Asylbewerberin 670
Euro je Verfahrensmonat und für abgelehnte Asylbewerber pauschal je
Ablehnung 670 Euro. Einschließlich ausstehender Spitzabrechnung und einer
Abschlagszahlung für September und Dezember beträgt die weitere
Bundesbeteiligung in diesem Jahr 1,6 Milliarden Euro. Für 2019 ist eine
Abschlagszahlung an die Länder in Höhe von rund 482 Millionen Euro
vorgesehen.

Außerdem stockt der Bund im nächsten Jahr die Integrationspauschale auf
rund 2,4 Milliarden auf. Darüber hinaus führt der Bund fort, was er jetzt
schon tut, nämlich die vollständige Freistellung der Kommunen von den
Kosten für Unterkunft und Heizung für anerkannte Asyl- und
Schutzberechtigte. Das wird für ein weiteres Jahr fortgesetzt.

Darüber hinaus geht es um die Abfinanzierung des Fonds "Deutsche Einheit".
Die Zinsentwicklung der vergangenen Jahre macht es möglich, dass der Fonds
"Deutsche Einheit" schon zum Ende des Jahres 2018, also Ende dieses Jahres,
vollständig getilgt ist. Somit kann der Beitrag der Länder an dieser
Abfinanzierung des Fonds für das Jahr 2019 entfallen. Dafür wird der
Länderanteil an der Umsatzsteuer ab 2019 um jährlich gut 2,2 Milliarden
Euro erhöht.

Ich hatte Wohnraumförderung, sozialen Wohnungsbau erwähnt. Der
Gesetzentwurf enthält Regelungen zugunsten der sozialen Wohnraumförderung
2019. Da werden den Ländern weitere 500 Millionen Euro zur Verfügung
gestellt.

Das nächste Thema klingt ein wenig technisch, hat aber große Bedeutung für
eine nicht zu unterschätzende Zahl von Unternehmen und hängt mit dem
kommenden Austritt Großbritanniens aus der Europäischen Union, also mit dem
Brexit, zusammen. Wir haben einen Gesetzentwurf zur Änderung des
Umwandlungsgesetzes beschlossen. Dieses Umwandlungsgesetz regelt
inländische oder auch grenzüberschreitende Umwandlungen von Unternehmen in
andere Rechtsformen, also zum Beispiel von einer GmbH in eine
Aktiengesellschaft.

Es geht hier um die Unternehmen, die in der britischen Rechtsform einer
sogenannten Limited, einer "private company limited by shares", mit
Verwaltungssitz in Deutschland ansässig sind. Es gibt davon etwa 8000 bis
10 000. Der Gesetzentwurf schafft nun eine weitere Möglichkeit, eine
"Limited" geordnet in eine deutsche Gesellschaftsrechtsform mit
beschränkter Haftung zu überführen.

Dann eine Maßnahme des Gesundheitsministers: Jens Spahn hat das dem
Kabinett vorgeschlagen, das Kabinett hat es beschlossen. Es geht um gute
Pflege. Gute Pflege kostet Geld. Deswegen hat das Kabinett heute den
Gesetzentwurf beschlossen, der eine Anhebung des Beitragssatzes zur
sozialen Pflegeversicherung zum 1. Januar 2019 um 0,5 Prozentpunkte
vorsieht.

Sie wissen - wir haben hier häufig darüber gesprochen -: In der letzten
Legislaturperiode sind die Leistungen der Pflegeversicherung deutlich
ausgeweitet worden. Seit der letzten Legislaturperiode stehen diese
Leistungen beispielweise auch Demenzkranken zur Verfügung. Insgesamt werden
diese Leistungen nun deutlich stärker als erwartet in Anspruch genommen.

Weitere Kosten für die Pflegeversicherung ergeben sich aus dem
Pflegepersonal-Stärkungsgesetz und aus den Erhöhungen der Leistungen der
Pflegeversicherung, wie sie im Koalitionsvertrag vereinbart sind, ganz
besonders für pflegende Angehörige. Mit der jetzt beschlossenen
Beitragserhöhung um 0,5 Prozentpunkte lässt sich sicherstellen, dass alle
diese Mehrausgaben in der Pflegeversicherung solide finanziert werden
können und dass der Beitragssatz bis 2022 stabil bleibt.

Ein Letztes: Die Evaluierung des Gesetzes zur weiteren Erleichterung der
Sanierung von Unternehmen. Dieses Gesetz stammt aus dem Jahr 2012. Es wurde
damals gemacht, um die rechtlichen Rahmenbedingungen für die Sanierung
notleidender Unternehmen zu verbessern, um zu erreichen, dass
Insolvenzverfahren stärker als bis dato auch als Chance zur Sanierung
verstanden werden und genutzt werden.

Nun ist, wie damals beschlossen, von einer Forschergemeinschaft untersucht
worden, wie dieses Gesetz aus dem Jahre 2012 wirkt. Die Forscher kommen zu
dem Ergebnis, dass die durch das damalige Gesetz eingeführten Änderungen
positiv zu bewerten sind. Sie schlagen in Einzelfragen Änderungen vor, die
aber an der Grundausrichtung des Gesetzes von 2012 nichts ändern.

Wir werden jetzt diese Forschungsergebnisse mit den betroffenen Kreisen
diskutieren. Wenn sich daraus gesetzgeberischer Handlungsbedarf ergibt,
könnte dem Rechnung getragen werden, wenn beispielsweise ein zurzeit auf 
EU-Ebene verhandelter Richtlinienentwurf umgesetzt werden muss. Der Bericht
wird dem Bundestag und dem Bundesrat zugeführt.

Frage: Herr Seibert, fließen die 1,6 Milliarden Euro für Flüchtlinge in
diesem Jahr auch wieder in die offiziellen Entwicklungshilfeausgaben ein?

StS Seibert: Was ich heute vorgetragen habe, sind Maßnahmen für die Länder
und Kommunen. Ach so, Sie meinen die Anrechnung für die ODA-Quote. Da
müsste ich den Kollegen vom Finanzministerium fragen.

Kolberg: Wir haben ja eben ausgeführt, welche Kosten jetzt zusätzlich
übernommen werden. Die Frage, ob das auf die ODA-Quote anrechenbar ist,
müsste das BMZ gegebenenfalls beantworten.

Mänz: In Teilen können die Versorgungsleistungen für Asylbewerber - das ist
die wichtige Unterscheidung, glaube ich - im Inland auf die ODA-Quote
angerechnet werden. Sehen Sie es mir nach, wenn ich jetzt die exakten
Quoten usw. nicht parat habe; die müssen wir nachliefen. Es ist auf jeden
Fall nur ein Teil der Leistungen und - ganz wichtig - nur im ersten
Jahr.Frage: Herr Kolberg, der Deutsche Städtetag hat als Reaktion auf den
Kabinettsbeschluss auch eine Finanzierung für geduldete Flüchtlinge
gefordert. Mir war neu, dass das überhaupt getrennt wurde. Ist es so, dass
das getrennt wird, was die Finanzierung angeht? Wenn ja, gibt es eine
Debatte, auch geduldete Flüchtlinge zu finanzieren?

Kolberg: Das geht auf Beschlüsse von 2016 zurück. Seit 2016 unterstützt der
Bund die Länder auf unterschiedliche Weise bei der Bewältigung der Aufnahme
und Integration von Schutzsuchenden. Mit dem Beschluss, der heute im
Bundeskabinett gefasst wurde, werden diese Hilfen im Jahr 2019 fortgesetzt
und damit der Koalitionsvertrag umgesetzt.

Sehen Sie mir nach, dass ich die aktuelle Debatte, auf die Sie anspielen,
nicht kenne. Ich kann aber sagen, dass die Hilfen, die bisher geleistet
wurden, weitergeführt werden und entsprechend dem Koalitionsvertrag noch
zusätzliche Unterstützung geleistet wurde. Das wurde heute im
Bundeskabinett beschlossen.

Frage: Ich habe eine Frage zu der Anhebung des Pflegebeitrags und eine
Frage ans Gesundheitsministerium. Im Koalitionsvertrag war festgeschrieben,
dass 8000 neue Pflegekräfte eingestellt werden sollen. Wie ist da der
Stand? Wie weit ist man da schon vorwärtsgekommen? Woher kommen diese
Pflegekräfte? Gibt es eine Quote oder so etwas, wie viele aus Deutschland
sind, wie viele nicht? Da würde mich mal der "Wasserstand" interessieren.

Wackers: Der Stand mit den 8000 Kräften ist insofern überholt, als dass das
Kabinett im Pflegepersonal-Stärkungsgesetz schon längst beschlossen hat,
dass 13 000 neue Pflegekräfte eingestellt werden sollen. Das betrifft die
stationäre Altenpflege. Das soll ab 01.01 2019 gelten.

Zusatzfrage: Gibt es da jetzt schon genug Bewerber? Oder suchen Sie noch?
Wie sieht es da aus?

Wackers: Um das noch mal klarzustellen: Es ist ja nicht das BMG, das diese
Kräfte einstellt. Wir schaffen die Voraussetzungen, dass diese Stellen in
den Einrichtungen geschaffen werden. Sie werden dann von den Mitteln der
gesetzlichen Krankenversicherung gezahlt. Die Einrichtungen können diese
Kräfte ab 01.01.2019 anstellen.

Fähnrich: Ich möchte ganz gerne die Information weitergeben, die wir heute
von der Einsatzstelle der Feuerwehr aus Meppen bekommen haben, dass der
Moorbrand in Meppen auf der Wehrtechnischen Dienststelle gelöscht ist. An
dieser Stelle möchte ich auch allen Helferinnen und Helfern sowie den
zivilen und ehrenamtlichen Einsatzkräften der Feuerwehr, des THW sowie des
Roten Kreuzes ganz ausdrücklich danken.

Frage: Herr Fähnrich, es geht um das Testen der Luftqualität und der
verbrauchten Munition dort. Sie hatten gesagt, dass Uranmunition dort
niemals getestet wurde. Aber was ist mit Wolframmunition?

Fähnrich: Auf das eine haben wir uns ja schon eingelassen, hinsichtlich der
Ermittlung und auch der Untersuchung des Grundwassers, die keine chemischen
Rückstände davon zulassen. Wir haben jetzt nicht auf sämtliche Werte
untersucht. Ich würde an dieser Stelle einfach mal sagen: Das, was wir
nicht gesagt haben, ist ja nicht falsch. Das heißt, bisher hatten wir
keinen Anlass, dass in diesem Gebiet Verseuchungen oder irgendwelche
Rückstände sein sollten, die Anlass zur Sorge geben.

Zusatzfrage: Haben Sie denn Wolframmunition dort getestet und benutzt?

Fähnrich: Darüber habe ich keine Kenntnis.

Zusatzfrage: Können Sie das nachreichen?

Fähnrich: Werde ich prüfen.

Frage: Der Hintergrund sind, wie Sie wissen, Medienberichte, denen zufolge
entweder die Bundeswehr oder Partner oder Rüstungsfirmen diese Munition
zumindest getestet haben könnten, die sich beim Aufprall zerlegt und dann
auch zerstäuben kann. Wolfram als Stoff an sich ist wohl toxisch. Das ist
der Hintergrund. Darüber haben Sie aber, so verstehe ich Sie, im Moment
keine eigenen Erkenntnisse?

Fähnrich: Nein.

Frage: Ich habe eine Frage an Herrn Kolberg. Es gibt einen Medienbericht,
wonach Ihr Minister prüfen lässt, was ein Ende der EZB-Nullzinspolitik für
die schwarze Null bedeuten würde. Können Sie das bestätigen? Lässt Herr
Scholz das vielleicht auch für Italien und Frankreich prüfen?

Kolberg: Grundsätzlich kann ich sagen, dass selbst bei einer Eintrübung der
gesamtwirtschaftlichen Entwicklung der Regierungsentwurf und der Finanzplan
gut abgesichert sind. Das gilt auch für die Zinsen. Die Zinsausgabeansätze
für den Regierungsentwurf 2019 und die Finanzplanung 2020 berücksichtigen
die aktuelle Entwicklung und die Volatilität bei den Zinsen. Allerdings
wird für den Finanzplanungszeitraum ein Anstieg der durchschnittlichen
Refinanzierungszinsen unterstellt, sodass die neue Finanzplanung bereits
eine Vorsorge für einen Zinsanstieg enthält.

Hinzu kommt noch, dass der Bund weiterhin die niedrigen Zinssätze nutzt, um
das Schuldenportfolio eher langfristig auszurichten. Die durchschnittliche
Zinsbildungsdauer des Schuldenportfolios des Bundes wurde in den
vergangenen Jahren moderat erhöht. Sie beträgt aktuell 6,8 Jahre. Zum
Vergleich: 6,4 Jahre waren es 2010. Die Strategie des Schuldenmanagements
des Bundes trägt somit zu einer langfristigen Sicherung des niedrigen
Zinsniveaus und zu einer Verringerung der Auswirkungen eines Zinsausstieges
auf den Bundeshaushalt bei.

Zusatzfrage: Was ich eigentlich wissen wollte, ist, ob Herr Scholz das
gerade trotzdem konkret prüfen lässt und ob er das auch für Italien und für
Frankreich prüfen lässt.

Kolberg: Zu Italien haben wir uns hier bereits häufig geäußert. Das
Haushaltsaufstellungsverfahren läuft. Wie Sie ja wissen, muss jeder
Mitgliedstaat der Eurozone seinen Haushalt und seine Planungen im Entwurf
der Kommission vorlegen. Am 15. Oktober läuft die Frist dafür ab. Dann wird
die Kommission eine Stellungnahme dazu abgeben. Diesem Verfahren kann ich
hier nicht vorgreifen; das gilt auch für alle anderen Mitgliedstaaten. Die
Zinsentwicklung haben wir natürlich im Auge.

Zusatzfrage: Das ging immer noch nicht auf meine Frage ein, ob das für
Italien überprüft wird. Rechnen Sie durch, was diese Zinsentwicklung für
den italienischen Haushalt bedeuten wird?

Kolberg: Ich habe Ihnen doch eben gesagt, dass der Haushalt noch gar nicht
vorliegt, dass er der Kommission am 15. Oktober vorgelegt werden muss.
Daher habe ich Ihre Frage ganz genau beantwortet. Das Verfahren läuft noch.
Die Kommission wird dann eine Stellungnahme zu dem Haushalt vorlegen. Dann
kann man sich dazu äußern, wie die Haushaltsplanung in Italien ist und
welche Auswirkungen möglicherweise Entwicklungen haben, auf die Sie jetzt
anspielen.

Für Deutschland kann ich sagen, dass wir die Zinsentwicklung im Auge haben.
Deswegen habe ich auch darauf hingewiesen, dass wir im Haushalt dafür
Vorsorge treffen, dass wir beim Schuldenmanagement dafür Vorsorge treffen.
Das ist Teil einer verantwortlichen Haushaltspolitik; die betreiben wir.
Deswegen haben wir natürlich die Zinsentwicklung ganz klar im Auge.

Frage: Ich habe zunächst eine Frage zum EU-Umweltrat. Herr Seibert, ich
wüsste gerne von Ihnen, wie die Bundeskanzlerin den Kompromiss im Umweltrat
bewertet, weil das, wenn ich das richtig verstanden habe, über dem liegt,
was die EU-Kommission vorgeschlagen hatte. Wenn ich Frau Merkel vom Tag der
Deutschen Industrie noch richtig im Ohr habe, hat sie da gesagt: Alles, was
über dem Vorschlag der Kommission liegt, würde die Autoindustrie aus Europa
vertreiben. Darum meine Frage an Sie, wie die Kanzlerin das bewertet.

StS Seibert: Wie Sie wissen - Sie wissen es ganz offensichtlich -, hat der
EU-Umweltrat sich gestern am späten Abend darauf verständigt, dass die
Kohlendioxidgrenzwerte für neue Pkw bis 2030 um 35 Prozent gegenüber
2020/21 gesenkt werden sollen. Als Bundesregierung begrüßen wir, dass die
Umweltminister und Umweltministerinnen der EU sich auf eine gemeinsame
Position geeinigt haben. Das heißt nämlich, dass noch heute die
Verhandlungen mit dem Europäischen Parlament im Trilog aufgenommen werden
können. Ein zügiger Abschluss der Verhandlungen ist wirklich wichtig. Wir
brauchen Planungssicherheit, sowohl für das Erreichen der Klimaziele als
auch für die Wirtschaft.

Wie ist es zu diesem Beschluss gekommen? Wie Sie wissen, hatte die 
EU-Kommission nach Abwägung aller Gesichtspunkte den Vorschlag gemacht, den
durchschnittlichen Ausstoß bis 2030 um 30 Prozent zu senken. Diesen
Vorschlag hatte die Bundesregierung unterstützt. Für diesen Vorschlag gab
es im Rat der Umweltminister keine ausreichende Unterstützung. Die
Bundesregierung hat dann als gemeinsame Position den Kompromissvorschlag
der österreichischen Ratspräsidentschaft mitgetragen. Dabei haben wir
insbesondere auch eine gute Zusammenarbeit mit Frankreich gepflegt. Das ist
das, was ich dazu sagen kann.

Fichtner: Ich kann das nur unterstreichen. Unsere größte Befürchtung war,
dass es beim Umweltrat keine Einigung gibt. Dann hätten wir auch keine
neuen Grenzwerte gehabt. Deswegen ist die Umweltministerin sehr froh, dass
wir das abwenden konnten und dass es eine Einigung gab und wir jetzt in die
Triloggespräche zwischen Kommission, Parlament und Rat gehen können.

Zusatzfrage: Das heißt, Herr Seibert, die Kanzlerin wird nicht darauf
drängen, dass am Ende der Vorschlag der Kommission durchgesetzt wird,
sondern dass es bei diesen 35 Prozent bleibt. Ich frage, weil das ja nicht
ihrer Position entsprach.

StS Seibert: Selbstverständlich. Wir haben jetzt einen europäischen
Kompromiss. Wir begrüßen diesen europäischen Kompromiss. Ich habe Ihnen
erklärt, wie er zustande gekommen ist, und wir wollen jetzt, dass im Trilog
mit dem Europäischen Parlament möglichst schnell dies dann auch so
beschlossen wird, damit Planungssicherheit in alle Richtungen besteht.

Frage: Nur eine Klärung im Wording: Es heißt unterschiedlich, "bis 2030"
und "ab 2030". Verstehe ich es richtig, dass es bedeutet, dass im Jahr 2030
der durchschnittliche Flottenverbrauch um 35 Prozent reduziert sein muss?

Fichtner: Da Sie "muss" sagen: Es ist ja noch nicht das Ergebnis, sondern
das ist die Position, mit der der Rat in die Gespräche geht.

Zusatz: Das ist schon klar. Wenn es denn so kommt.

Fichtner: Was auch immer am Ende beim Trilog herauskommt, ist dann die
Zahl, um die der Flottengrenzwert niedriger sein muss im Vergleich zu 2020
oder 2021. Da ist eine Kleine Unklarheit, weil das aktuelle Ziel bis 2020
und 2021 geht.

Es gibt aber auch ein Zwischenziel. Das ist im Jahr 2025. Da haben sich die
Umweltministerinnen und Umweltminister gestern auf 15 Prozent verständigt.
Die Existenz dieses Zwischenziels im Jahr 2025 zeigt noch mal mehr, wie
wichtig es ist, eine schnelle Einigung zu bekommen, denn die Autohersteller
müssen sich ja jetzt schon darauf einstellen, welche Autos sie im Jahr 2025
oder in den Jahren davor verkaufen.

Zusatzfrage: Verstehe ich es richtig, dass der Reduktionswert 35 Prozent,
wenn es denn so kommt, im Jahr 2030 erreicht sein muss?

Fichtner: Inklusive des Zwischenziels. Es ist natürlich dann ein Weg, den
man dahin geht.

Frage: Eine Frage an das BMVI: Inwiefern waren die 35 Prozent mit dem BMVI
abgestimmt? Gegangen ist man in die Verhandlungen ja mit 30 Prozent. Wie
zufrieden sind Sie denn mit der Verhandlungsführung von Frau Schulze?

Buser: Wie Herr Seibert auch gesagt hat: Man hat sich jetzt auf einen
europäischen Kompromiss geeinigt. Mehr habe ich dem nicht hinzuzufügen.

Zusatzfrage: War Herr Scheuer in die 35 Prozent eingeweiht, oder wurde er
nicht noch einmal kontaktiert?

Buser: Wie gesagt, man hatte sich auf eine gemeinsame Haltung der
Bundesregierung im Vorfeld verständigt. Frau Schulze hat dann dort das
Ganze mit vertreten.

Zusatzfrage: Das heißt, die 35 Prozent waren vorher ausgemacht?

Fichtner: Noch mal zur Aufklärung, was das Verkehrsministerium angeht: Die
Gesprächspartner waren vor allem das Wirtschaftsministerium und das
Kanzleramt, wegen der Zuständigkeit für die Automobilindustrie eher das
Wirtschaftsministerium.

Sie haben gefragt, wie wir in die Verhandlungen gegangen sind. Wie es in
der letzten Regierungspressekonferenz auch schon gesagt wurde: mit 30
Prozent. Dann hatten wir allerdings gestern im Verlaufe des Tages in enger
Absprache mit dem Kanzleramt die Möglichkeit, auf 35 Prozent zu gehen, und
konnten somit als Brückenbauer zwischen den einzelnen sehr
unterschiedlichen Positionen der Mitgliedstaaten fungieren.

Es war auch europapolitisch eine gute Sache, dass wir keine Spaltung
zwischen Ost- und Westeuropa erleben mussten, sondern dass wir es geschafft
haben, ein ganz breites Bündnis hinter diesen Kompromiss der
österreichischen Ratspräsidentschaft zu versammeln.

Frage: Beim BDI hatte die Kanzlerin, wie der Kollege schon richtig sagte,
gesagt, dass alles über 30 Prozent der deutschen Autoindustrie oder der
europäischen Autoindustrie schaden würde. Steht denn diese Aussage der
Kanzlerin? Wenn das so ist, dann muss im Grunde die Bundesregierung bei den
Verhandlungen jetzt schon darauf dringen, dass es wieder auf 30 Prozent
geht.

StS Seibert: Ich habe schon ganz klar gesagt, dass die Bundesregierung zu
diesem gefundenen Kompromiss steht und ihn natürlich auch vertreten wird.
Das ist doch selbstverständlich.

Die Aussagen der Bundeskanzlerin beim Tag der Deutschen Industrie sind
natürlich auch sehr stark vor dem Hintergrund des Votums des Europäischen
Parlaments zu sehen, das gerne eine 40-prozentige Reduzierung bis 2030
gesehen hätte. Sie spricht davon, dass so etwas die Gefahr birgt, dass wir
die Automobilindustrie aus Europa vertreiben und sie dann anderswo Autos
produziert, die wir dann hier kaufen. Das will sie nicht. Dazu steht sie.

Jetzt haben wir einen Kompromiss. Wir stehen zu diesem Kompromiss und sind
auch der österreichischen Ratspräsidentschaft dankbar, dass sie in diese
Richtung gewirkt hat.

Frage: Ich habe eine Frage an Herrn Seibert und an das
Bundesverkehrsministerium. Der SPD-Abgeordnete Bartol fordert, dass die
Bundesregierung, speziell Herr Scheuer, noch einmal darüber nachdenken
sollte, Strafzahlungen gegenüber den Autokonzernen zu verhängen, die
manipulierte Fahrzeuge in Verkehr gebracht haben, die berühmten 5000 Euro.

Hat sich die Position von Herrn Scheuer inzwischen geändert, der ja diese
Forderung immer wieder abgelehnt hat, obwohl es rechtlich möglich wäre?

Herr Seibert, wie bewertet die Bundeskanzlerin diese Forderung?

Buser: Zum Thema Strafzahlungen an sich: Erst einmal ist abzuwarten, dass
die Behörden, die für Strafverfolgung zuständig sind, ihre Strafverfahren
abschließen. Da gibt es momentan noch sehr viele laufende Prozesse. Diese
bleiben jetzt erst einmal abzuwarten. Wir als Bundesverkehrsministerium
sind nicht für die Strafverfolgung als solche zuständig.

StS Seibert: Die Bundeskanzlerin hat sich in den vergangenen Tagen ja klar
geäußert; ich wiederhole das gerne noch einmal. Sie erwartet von den
Autokonzernen, dass diese in den nächsten Tagen ihre Pläne zu attraktiven
Prämien und Umtauschprogrammen für die betroffenen Dieselfahrer der
Öffentlichkeit vorlegen und dass sie auch das Angebot zur
Hardwarenachrüstung für die infrage kommenden Dieselhalter in den besonders
stark betroffenen Städten machen, entsprechend den Kriterien im
Koalitionsbeschluss vom 1. Oktober.

Wir erwarten auch, dass die Softwareupdates an bis zu 6,3 Millionen
Dieselfahrzeugen, wie zugesagt, bis Ende 2018 durchgeführt sind.

Zusatzfrage: An das Verkehrsministerium: Es gibt ein
Vertragsverletzungsverfahren gegen die Bundesrepublik Deutschland. Dieses
Verfahren läuft ja nicht gegen die Staatsanwaltschaften, sondern gegen die
Bundesrepublik Deutschland, weil die EU-Kommission der Ansicht ist, dass
bislang keine Sanktionen verhängt worden sind. Deswegen verstehe ich diese
Äußerung nicht.

Heißt das, Sie warten das ab und denken darüber nach, oder Sie denken jetzt
schon darüber nach und machen noch nichts, weil die Staatsanwaltschaften
noch nicht zu Ergebnissen gekommen sind?

Buser: Zu dem Hintergrund: Wir versuchen ja auch, mit dem "Sofortprogramm
Saubere Luft" und dem neuen Konzept, das gemeinsam mit dem
Umweltministerium vorgestellt wurde, die Städte sauberer zu machen. Das war
ja auch Anlass dieses Vertragsverletzungsverfahrens. Da sind wir, wie
gesagt, mit Hochdruck dran, haben jetzt auch weitere Förderrichtlinien, die
erarbeitet werden, sind auch im ständigen Austausch mit den Herstellern, um
genau mit diesen Prämien noch weiter daran zu arbeiten. Das heißt, das
Ganze setzt man jetzt im Detail einfach um.

Deswegen sind es verschiedene Punkte, die in Ihrer Frage nicht
zusammenpassen. Das heißt, wir haben ein schlagkräftiges Konzept
erarbeitet, und das wird jetzt einfach Stück für Stück umgesetzt. Damit
erreichen wir auch, dass es keine Fahrverbote für Euro 4 und Euro 5 geben
muss und die Städte die Grenzwerte einhalten werden.

StS Seibert: Wenn ich vielleicht auch ganz kurz etwas sagen darf: Sie
fragen das sicherlich vor dem Hintergrund des Verwaltungsgerichtsurteils in
Berlin gestern. Da ist Folgendes zu bedenken: Die Gerichtsurteile in Berlin
und auch in Frankfurt sind auf der Grundlage von Luftreinhaltungsplänen der
Kommunen gefällt worden, die schon Jahre alt sind, die also nicht den
aktuellen Stand der Maßnahmen und Möglichkeiten zur Schadstoffbegrenzung
enthalten.

Insofern besteht jetzt nach diesen Urteilen, auch nach dem Berliner Urteil,
die Chance, neue Luftreinhaltungspläne zu erarbeiten, in die die Maßnahmen
der Bundesregierung und ihr positiver schadstoffsenkender Effekt
eingearbeitet werden.

Nun will ich noch mal grundsätzlich sagen, weil das gelegentlich nicht
genügend bedacht wird: Die Erstellung von Luftreinhalteplänen und die
Umsetzung dieser Pläne ist in Deutschland Sache und Verantwortung der
Länder, nicht des Bundes. Der Bund unterstützt durch die vielfachen
Maßnahmen, die wir hier in den vergangenen Monaten und auch am 01.10. noch
mal vorgestellt haben.

Frage: Noch eine Nachfrage an das BMVI: Auf welcher Rechtsgrundlage könnte
man denn Bußgelder verhängen?

Wie groß ist der Anteil von Euro-5- und Euro-6-Dieseln, die jetzt quasi
Betrugsdiesel wären, an allen Euro-5- und Euro-6-Fahrzeugen?

Buser: Sie vermischen an dieser Stelle verschiedene Punkte, zum einen die
Fälle, in denen betrogen wurde, und zum anderen die Fälle, in denen es um
das Thema der Luftreinhaltung geht. Deswegen muss man auch da vielleicht
noch ein bisschen präziser werden.

Dort, wo betrogen wurde, wurden Softwareupdates durchgeführt, wie wir es
mit einer relativ hohen Quote in dem verbindlichen Rückruf auch schon
durchgeführt haben. Das andere sind Kriterien, die man mit den Grenzwerten
jetzt festsetzt, wonach Euro 4 und Euro 5 jetzt auch noch sauberer werden,
damit die Städte noch stärker entlastet werden. Es sind also verschiedene
Diskussionen, die dort mit hineinlaufen. - Sie schütteln den Kopf?

Zusatz: Ja. Das war nicht meine Frage. Meine Frage drehte sich um die
Bußgelder und darum, welche rechtliche Grundlage es aus Ihrer Sicht für die
Bußgelder gäbe.

Buser: Bußgelder können nur verhängt werden, wenn festgestellt wurde, dass
etwas nachweislich nicht in Ordnung war. Dazu ermitteln derzeit, wie
gesagt, noch die Strafverfolgungsbehörden.

Zusatzfrage: Wie groß ist der Anteil der Euro-5- und Euro-6-Betrugsdiesel?
Um wie viele Fahrzeuge handelt es sich dabei?

Buser: Das müsste ich noch im Detail nachschauen.

Zusatz: Es wäre schön, wenn Sie das nachreichen könnten.

Buser: Das kann ich prüfen.

Frage: Herr Seibert, Sie hatten gerade das Berliner Urteil von gestern
angesprochen. Wie geht die Bundesregierung denn mit der möglichen
Beeinträchtigung des Regierungsfuhrparks um? Ein Teil der Flotte wäre von
dem Verbot in Berlin ja betroffen. Würde dadurch die Regierungsarbeit
beeinträchtigt?

StS Seibert: Ich gehe davon aus, dass nicht. Aber ich kann Ihnen jetzt
keine Einzelauskünfte über die Flotte der Bundesregierung machen. Das
müsste ich gegebenenfalls nachreichen.

Frage: Erstens eine Frage zu den Plänen zur Nachrüstung und zum
Dieselkonzept: Die Umtauschprämie sollte sofort starten. Herr Seibert hat
gerade gesagt, sie sei noch nicht gestartet, sei für Kunden noch nicht
verfügbar und in den Autohäusern noch nicht im Angebot. Gibt es eine
Vereinbarung mit den Autoherstellern, wann sie überhaupt starten soll?

Zweitens noch einmal zur Frage der Bußgelder: Sie sagten gerade, sie
könnten nur dann eingefordert werden, wenn illegale Aktivitäten
festgestellt worden seien. Das hat das Verkehrsministerium ja festgestellt,
etwa im Fall Mercedes mit einigen hunderttausend illegalen
Abschalteinrichtungen. Wie ist in dieser Situation die Frage von Bußgeldern
zu bewerten? Kommen sie?

Buser: Um die Frage der Bußgelder vielleicht zu Ende zu führen:
Grundsätzlich wird sich die Frage nach Bußgeldern erst dann stellen, wenn
die Strafverfolgungsbehörden ihre Untersuchung und ihre Schlüsse
finalisiert haben und wenn dazu rechtskräftige Urteile feststehen. Erst
dann würden wir weiterdenken, inwiefern wir mit Bußgeldern an der Stelle
umgehen.

Auch was die Umtauschprämie angeht, stehen wir mit den Herstellern
natürlich in engem Austausch. Der Minister hat bei der Vorstellung des
Konzepts gesagt, die Details würden jetzt noch erarbeitet. Auch die Prämie
als solche wird sehr zeitnah zur Verfügung stehen.

Zusatzfrage: Heißt das, dass es keine Vereinbarung mit den Herstellern
gibt, bis wann sie eingeführt und den Kunden zur Verfügung gestellt werden
müssen?

Buser: Wie gesagt, geht es darum, relativ zeitnah Maßnahmen zu finden, die
wirken, damit die Städte entlastet werden. Man ist mit Hochdruck daran.

Frage: Frau Buser, wie will es die Bundesregierung schaffen, dass diese
Umtauschprämie nicht dazu führt, dass wieder die Unternehmen davon
profitieren? Bei der letzten Umtauschprämie während der Finanzkrise haben
die Autokonzerne davon profitiert. Jetzt sind sie die Übeltäter. Man will
die Konzerne ja nicht noch dafür belohnen, dass sie betrogen haben.

Buser: Zum einen würde ich gern darauf eingehen, was denn überhaupt der
Sinn dieser Umtauschaktion ist. Ziel dieser Umtauschaktion ist, dass wir
die Städte damit sauberer machen, dass man dort schnell verfügbare Lösungen
schafft, damit mehr saubere Dieselfahrzeuge auf die Straße kommen und auch
die Flotten damit erneuert werden. Das ist der Hintergrund des Ganzen.

Man ist jetzt daran, dieses Konzept sukzessive umzusetzen, um die Luft in
den Städten jetzt sehr, sehr schnell sehr, sehr viel besser sauberer zu
machen.

Zusatz: Meine Frage bezog sich nicht darauf, dass Sie die Städte sauberer
machen wollen, sondern darauf, dass Sie ja nicht die Unternehmen
profitabler machen wollen.

Buser: Es geht darum, dass die Hersteller den einzelnen Dieselfahrern
wirklich attraktive Angebote machen können. Das heißt, zum Beispiel ein
Euro-4-Diesel hat einen gewissen Restwert. Darauf kämen dann
durchschnittlich um die 5000 Euro - ich sage das jetzt relativ pauschal,
ohne den genauen Einzelfall zu betrachten - als Umtauschprämie. Dann käme
gegebenenfalls, wenn der Halter sich entscheiden sollte, ein
Elektrofahrzeug anzuschaffen, noch eine weitere Prämie oben darauf. Dann
hat man wirklich Angebote, die für den Einzelnen attraktiv sind.

Frage: Eine Frage an das Innenministerium zu den Berichten über das, was
der Minister gestern in der Fraktionssitzung zu den erwarteten
Flüchtlingszahlen gesagt hat: Können Sie die Zahl von 100 000 für die
Nettozuwanderung, die kolportiert wird, bestätigen und sie erklären?
Offensichtlich ist die Zahl der Flüchtlinge, die kamen, mit der Zahl derer,
die abgeschoben wurden beziehungsweise freiwillig ausgereist sind,
gegeneinander aufgerechnet worden.

Die zweite Frage: Geht das Ministerium davon aus, dass der im
Koalitionsvertrag ausgemachte Korridor in diesem Jahr nicht erreicht wird?

Petermann: Der Minister hat in der Fraktionssitzung gestern diese
Äußerungen getätigt. Er hat gesagt, dass netto bis zum Zeitpunkt gestern
bei uns 120 000 Asylanträge eingegangen seien und dass man bei Abzug der
Abgeschobenen und derer, die freiwillig ausgereist sind, in etwa - so hat
er es gesagt - auf die Zahl von 100 000 bis Stand gestern kommt.

Zusatzfrage: Geht das Ministerium fest davon aus, dass bis zum Jahresende
die Zahl von 180 000 bis 200 000 nicht erreicht wird?

Petermann: Prognosen sind immer schwierig. Ursprünglich sind wir davon
ausgegangen, dass in den Monaten August, September, Oktober die Zahlen noch
ansteigen. So war es bisher. Das Gegenteil ist aber der Fall. Sie sind im
September nicht angestiegen, sondern gesunken. Insofern gehen wir nach den
jetzigen Zahlen davon aus, dass dieser Korridor auf keinen Fall
überschritten wird.

Frage: Es gibt wohl erneut Reparations- und Entschädigungsforderungen
seitens der griechischen Regierung. Was hält die Bundesregierung dieses Mal
von solchen Forderungen?

StS Seibert: Wir haben diese Frage hier wirklich vielfach besprochen.
Unsere Haltung ist, dass die Frage nach deutschen Reparationen juristisch
wie politisch abschließend geregelt ist. An dieser Haltung hat sich nichts
geändert.

Im Übrigen gibt es keinen offiziellen Vorstoß der griechischen Regierung.

Zusatzfrage: Hat die Bundesregierung Informationen darüber, dass der
Vorstoß dieses Mal eventuell in Absprache mit der polnischen Regierung
erfolgen könnte?

StS Seibert: Ehrlich gesagt, habe ich darüber keine Informationen. Es wäre
auch erstaunlich, wenn ich Informationen über mögliche Absprachen zwischen
Polen und Griechenland hätte. Ich habe sie nicht.

Frage: Ich habe eine Frage an das Wirtschaftsministerium zum Thema der
Batteriezellenproduktion. Nach einem Bericht des "Tagesspiegels"
finalisieren sich die Pläne des Ministers zur Ansiedelung einer solchen
Produktion in Deutschland. Es ist die Rede von einer Anschubfinanzierung in
Höhe von einer Milliarde Euro und davon, dass sich VARTA Microbattery und
Ford an dieser Produktion beteiligen. Können Sie das so bestätigen? -
Danke.

Eichler: Danke für die Frage. - Wir haben uns zu dem Thema hier schon
häufiger geäußert. Etwas Neues kann ich dazu nicht sagen. Es bleibt dabei,
dass wir dazu in Gesprächen sind, dass Herr Altmaier sehr daran
interessiert ist, das Thema der Batteriezellenproduktion in Deutschland
voranzubringen, und dass wir zuversichtlich sind, dass wir bis Ende des
Jahres konkrete Ergebnisse haben. Zu den Details des Artikels möchte ich
mich hier nicht äußern.

Zusatzfrage: Sie sagten: bis Ende des Jahres. - Ich meine, der Minister
hatte von Ende November gesprochen. Im Bericht des "Tagesspiegels" wird ein
Treffen am 15. November erwähnt. Können Sie diesen Termin vielleicht
bestätigen?

In dem Zusammenhang wüsste ich gern, wie sich die Bemühungen der
Bundesregierung in die europäischen Bemühungen einbetten. Dort gibt es ja
die Batterieallianz. Am 15. Oktober soll es dazu ein Treffen geben, dass
der Energiekommissar einberufen hat. Gibt Deutschland die europäischen
Bemühungen auf, um eine deutsche Batteriezellenproduktion voranzutreiben,
oder läuft das parallel?

Eichler: Das läuft selbstverständlich parallel. Wir sind auf nationaler und
auf europäischer Ebene mit den Beteiligten im Austausch darüber.

Zu Ihrer Frage nach dem konkreten Datum möchte ich bei der Auskunft "bis
Ende des Jahres" bleiben.

Frage: Ich habe eine Frage an das Landwirtschaftsministerium zur Initiative
von Frau Schulze gegen das Insektensterben. Inwiefern begrüßen Sie den
Vorstoß von Frau Schulze, der ja in das, was die Landwirtschaftsministerin
tut, hineinregiert? Unter anderem geht es ja darum, eine grundlegend andere
Verwendung von Pestiziden anzustreben.

Fichtner: Ich möchte das vielleicht kurz einordnen. Zur Stunde findet hier
im "dbb Forum Berlin" das Nationale Forum zur biologischen Vielfalt statt.
Dort stellt die Bundesumweltministerin eine Ideensammlung für den
Insektenschutz vor. Das befindet sich noch in einem sehr frühen Stadium.
Wir haben bei uns im Haus nach allen möglichen Ideen gesucht, was man tun
kann, damit es Insekten in Zukunft besser geht. Das betrifft vor allem die
Art, wie wir Landwirtschaft fördern. Es betrifft auch den Einsatz von
Pestiziden.

Heute stellen wir das der Öffentlichkeit vor und fragen die Öffentlichkeit,
ob es noch weitere gute Ideen dafür gibt. Dazu soll es eine
Onlinebeteiligung geben. Erst danach wird ein überarbeiteter Entwurf in die
Ressortabstimmung gehen. Ziel ist es, dass wir im Frühsommer damit im
Kabinett sind, damit es dann ein Aktionsprogramm zum Insektenschutz geben
wird, wie es im Koalitionsvertrag vereinbart ist.

Bürgelt: Ich sehe keinen Widerspruch zum Bundesumweltministerium. Denn
schon im Koalitionsvertrag wurde beispielsweise festgelegt, dass man sich
für Insektenschutz einsetzt. Bundeslandwirtschaftsministerin Klöckner hat
sich dazu bereits in dieser Legislaturperiode tätig gezeigt und wird das
fortsetzen. Wir sind dazu unter anderem in Gesprächen mit dem BMU. Ich sehe
also keinerlei Widerspruch.

Zusatzfrage: Grundsätzlich weniger Pestizide zu verwenden, das findet das
Landwirtschaftsministerium also super?

Bürgelt: Das finden wir super. Das haben wir auch schon gesagt. Die
Bundesministerin hat betont, dass wir zum Beispiel bei der Erarbeitung
einer Ackerbaustrategie sind, die eben auch vorsieht, mithilfe neuer
Technologien den Düngemitteleinsatz und den Pflanzenschutzmitteleinsatz zu
reduzieren. Wir schauen also in dieselbe Richtung, ja.

Frage: An das Arbeitsministerium: Die Bundesagentur für Arbeit hat neue
Zahlen zu Hartz-IV-Sanktionen veröffentlicht. Die Quote ist mit etwa drei
Prozent gleich geblieben. Von den Sozialverbänden kommt trotzdem einige
Kritik an den Sanktionen.

Deshalb die Frage an das Haus: Gibt es Pläne, sie abzumildern, zum Beispiel
für bestimmte Personengruppen?

Jäger: Es ist kein Regierungshandeln, daran etwas zu ändern. Allerdings
gibt es bei uns im Haus sehr wohl Bemühungen, sich die Sanktionen
anzuschauen. Der Minister hat sich dazu schon mehrfach geäußert, speziell
was den Aspekt von Sanktionen, die sich an Menschen unter 25 Jahren
richten, anbelangt. Insofern behalten wir das im Blick.

Frage : An das Wirtschaftsministerium: Der Wirtschaftsminister hatte
versprochen, dass bis zum Ende des dritten Quartals, also bis Ende
vorletzter Woche, die Liste mit den am Jemen-Krieg beteiligten Staaten
vorliegen werde. Ich weiß immer noch nichts davon. Wann können wir damit
rechnen?

Eichler: Sie beziehen sich auf die Äußerungen von Herrn Altmaier in der
Bürgerpressekonferenz anlässlich des Tags der offenen Tür. Wir haben uns
das noch einmal angeschaut und nicht gefunden, dass er dort gesagt hat, er
wolle eine Liste vorlegen, sondern er hat gesagt, dass er sich auf eine
gemeinsame Position der Bundesregierung mit allen beteiligten Kollegen
verständigen werde und dass diese dann - hoffentlich bald - vorliegen
werde.

Zusatzfrage: Er hatte schon davon gesprochen, dass wir das dann in der
Öffentlichkeit erfahren würden. Das wird dem Parlament vorgelegt werden.

Gibt es die gemeinsame Position denn schon, Herr Seibert?

StS Seibert: Es gibt Gespräche.

Zusatzfrage: Wie lange dauern sie noch?

StS Seibert: Darüber kann ich Ihnen keine Vorhersage machen.

Frage: Eine Frage zu den Gesprächen, die jetzt ja schon eine ganze Weile
dauern: Vielleicht können Sie ein wenig beschreiben, wo denn die
Knackpunkte bei diesen Gesprächen, die ja bisher offenbar nicht zu einem
Ergebnis geführt haben, sind.

StS Seibert: Nein, ich werde Ihnen jetzt hier über interne Gespräche in der
Bundesregierung keine weiteren Informationen geben.

Frage: Eine Lernfrage: Herr Seibert, warum müssen dazu überhaupt Gespräche
geführt werden? Es ist ja keine Meinungssache, wer daran beteiligt ist,
sondern es sind ja Fakten. Sie müssen ja nur zusammengetragen werden.

StS Seibert: Das ist Ihre Ansicht.

Zusatzfrage: Ist es aus Sicht der Bundesregierung also Meinungssache, wer
dort beteiligt ist?

StS Seibert: Nein, darum geht es überhaupt nicht. Natürlich beobachten wir
die Situation dort sehr genau. Das weiß auch das Auswärtige Amt. Wir
sprechen in der Bundesregierung darüber, wie wir die Entwicklung in der
gesamten Region, wie wir die Entwicklung im Jemen-Konflikt, wie wir die
Beteiligung einzelner Staaten am Jemen-Konflikt bewerten und welche
Auswirkungen das auf unsere Politik hat.

Frage: Herr Seibert, was können Sie uns über das Telefonat, das die
Kanzlerin gestern offenbar mit Herrn Abbas geführt hat, sagen? Wie lange
hat es gedauert?

Offenbar wurde nicht über die Wiederaufnahme von Friedensverhandlungen
gesprochen. Ist das richtig?

StS Seibert: Wie lange hat es gedauert? Ich glaube, das wäre das erste Mal,
dass ich hier Minutenangaben mache.

Zuruf: Nein.

StS Seibert: Die Bundeskanzlerin hatte im Zuge der deutsch-israelischen
Konsultationen - ich meine, auch bei der Pressekonferenz - in Jerusalem
angekündigt, dass sie im Anschluss daran, binnen weniger Tage, auch mit
Mahmud Abbas sprechen werde. Genau das hat sie getan. Sie hat ihm von den
deutsch-israelischen Konsultationen berichtet, hat mit ihm über die
Situation gesprochen und hat noch einmal die deutsche Haltung bekräftigt,
wie sie sie auch in Israel bekräftigt hatte, dass wir eine ausgehandelte
Zwei-Staaten-Lösung als den Weg zu einer friedlichen und sicheren Zukunft
in der Region sehen. Das ist es, was ich Ihnen über dieses Gespräch sagen
kann.

Zusatzfrage: Die Kanzlerin hat ja auch angekündigt, dass sie Fragen zur
Situation im Gazastreifen stellen werde. Können Sie uns sagen, ob es da
einen neuen Informationsstand gibt, der über das bislang Bekannte
hinausgeht?

StS Seibert: Sie hat sich, wie wir in der kurzen Presseerklärung auch
gesagt haben, mit Mahmud Abbas, dem Präsidenten, auch über den Stand des
innerpalästinensischen Versöhnungs- oder Annäherungsprozesses unterhalten.

Zusatzfrage: Ist es, da sich ja die USA zurückgezogen haben und als
möglicher Vermittler eigentlich nicht mehr zur Verfügung stehen, eine
Perspektive, dass die EU oder auch speziell Deutschland zunehmend in eine
solche Vermittlerposition zwischen Israel und den Palästinensern
hineinwachsen könnte?

StS Seibert: Das halte ich jetzt für eine Spekulation. Ich sage auch: Das,
was Sie jetzt über die USA gesagt haben, ist zunächst einmal eine
Meinungsäußerung.

Deutschland hat ein ganz großes Interesse an einer gesicherten und sicheren
Existenz des Staates Israel, und aus diesem Interesse heraus halten wir die
ausgehandelte, verhandelte Zwei-Staaten-Lösung, die auch den Palästinensern
ihren eigenen Staat gibt, für den besten - eigentlich den derzeit einzig
denkbaren - Weg. Das ist die Haltung, die wir vertreten und die wir auch in
die europäische Politik einbringen. Mehr kann ich Ihnen dazu jetzt nicht
sagen.

Mänz: Sie hatten ja nach der Anrechnung der Inlandsflüchtlingskosten auf
die ODA-Quote gefragt. Ich kann das jetzt noch einmal präzisieren. Wie ich
also schon gesagt habe, ist nur ein Teil der Kosten anrechenbar, die für
die Versorgung von Flüchtlingen in Deutschland aufgewendet werden.
Anrechenbar sind vor allen Dingen die Leistungen für Unterkunft und
Versorgung nach dem Asylbewerberleistungsgesetz und für die Inobhutnahme
unbegleiteter Minderjähriger sowie die Kosten für Grund- und
Sekundärbildung, also beispielsweise für den Besuch von Kindertagesstätten,
von Schulen und von Sprach- und Integrationskursen. Aber wichtig ist die
Einschränkung "bis zu zwölf Monate", also im Regelfall für die ersten zwölf
Monate. Diese Kosten werden derzeit - noch eine Einschränkung - nur für
Flüchtlinge aus Entwicklungsländern berücksichtigt und auch nur für solche
Entwicklungsländer, die nicht als sichere Herkunftsstaaten eingeschätzt
werden.

Frage: Können Sie uns sagen, wie groß der Anteil dieser Kosten in diesem
Jahr zum Beispiel an den 1,6 Milliarden Euro ist, die Herr Seibert vorhin
genannt hat?

Mänz: Das kann ich Ihnen nicht beziffern. Die ODA-Quote wird, glaube ich,
ja immer mit großer Verzögerung berechnet, nämlich erst dann, wenn alle
Gesamtausgaben nicht nur des Bundes, sondern auch der Länder und Kommunen
vorliegen, im Regelfall mit einer Verzögerung von eineinhalb Jahren. Das
heißt, das kann ich Ihnen für diesen sozusagen künftigen Zeitraum jetzt
noch nicht sagen.

Frage: Ich befürchte, das war jetzt auch fast mit beantwortet worden, aber
ich stelle die Frage trotzdem: Nachdem Deutschland die ODA-Quote jetzt
einmal erreicht hatte, war mein Stand, dass sie in den kommenden Jahren
wieder nicht erreicht werden wird. Hat die Aufstockung der
Flüchtlingskosten darauf Auswirkungen? Könnte man sie doch wieder
erreichen, oder lässt sich diese Prognose noch nicht stellen?

Mänz: Noch einmal: Die endgültigen ODA-Zahlen erhalten wir immer erst mit
großer Verzögerung. Sie haben recht: Im Jahr 2016 hat Deutschland das 
0,7-Prozent-Ziel der ODA-Quote tatsächlich erstmals erreicht. Wir haben aber
auch immer sehr deutlich darauf hingewiesen, und auch der Minister hat das
getan, dass das unter anderem eben auch daran liegt, dass die
Flüchtlingskosten im Inland so hoch waren und sich natürlich auf die Quote
niedergeschlagen haben. Die Zahl der Flüchtlinge, die nach Deutschland
kommen - das haben Sie ja auch mitbekommen -, ist rückläufig, und
entsprechend wird auch der Anteil sinken, der auf die ODA-Quote angerechnet
wird; aber wie genau, kann ich Ihnen nicht sagen.

Fähnrich: Es gab noch eine Frage zum Thema Wolfram. Nach unseren
Informationen handelt es sich bei Wolfram um einen Stoff, der selbst dann,
wenn er verschossen wird, oder dann, wenn er sich dabei zerlegt, keine
schädigende Wirkung im Rahmen einer Strahlung zur Folge hat, die somit auch
nicht gemessen werden kann.

Frage: Aber Sie wissen noch nicht, ob Wolframmunition dort verschossen
wurde?

Fähnrich: Die Information haben wir, dass Wolframmunition dort verschossen
wurde. Das ändert aber nichts an der Einschätzung der Gefährdungslage
beziehungsweise an der Messbarkeit.

Frage: Frau Petermann, können Sie uns etwas über die Festnahme des offenbar
dringend Tatverdächtigen im Fall der ermordeten bulgarischen Journalistin
Viktoria Marinova sagen?

Petermann: Ja. Ich kann dazu sagen, dass es zwischenzeitlich in
Niedersachsen Presseerklärungen oder sogar eine Pressekonferenz zu dem Fall
gab. Es war aber auch so, dass im Vorfeld umfangreiche
Koordinierungsarbeiten sowohl zwischen den bulgarischen Behörden und den
Zielfahndungsdienststellen beim BKA als auch mit dem Landeskriminalamt
Niedersachsen über einen BKA-Verbindungsbeamten in Sofia erfolgt sind und
zu diesem Erfolg zumindest mit beigetragen haben.

Zusatzfrage: Befindet sich der Tatverdächtige noch in Deutschland, oder
wird er schon nach Bulgarien zurückgeführt? Wie ist die Situation?

Petermann: Dazu, wo er sich im Augenblick befindet, kann ich nichts sagen.
Er ist ja jetzt erst einmal festgenommen worden. Entschuldigung, vielleicht
kann das BMJV das ergänzen.

Krüger: Ja, das ergänze ich sehr gerne: Das wäre dann eine Frage der
Auslieferung, und es ist so, dass das Verfahren jetzt in den Händen der
niedersächsischen Justiz liegt. Dort ist die Generalstaatsanwaltschaft
Celle zuständig. Über eine etwaige Auslieferung nach Bulgarien auf
Grundlage des Europäischen Haftbefehls hätte eben das OLG Celle auf Antrag
der Generalstaatsanwaltschaft zu entscheiden. Sie sehen: Das ist etwas, das
sicherlich nicht heute passiert, zumindest nicht, was das gesamte Verfahren
betrifft. Deswegen wären weitere Fragen jetzt eben auch an die
Justizbehörden in Niedersachsen zu richten.

Mittwoch, 10. Oktober 2018

 * 

Quelle:
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RAUB/1162: CO2-Emission - Klimaschäden unbezahlbar ... (SB)




Die Defizite, die sich daraus ergeben, daß die Bundesrepublik sich verbindlich
für eine deutliche Minderung der CO2-Emissionen von Gebäuden, Verkehr und
Landwirtschaft festgelegt hat, diese Ziele jedoch nicht erreichen wird, könnten
den Kauf von Emissionsberechtigungen im Wert von bis zu 60 Milliarden Euro bis
2030 erforderlich machen. Ausschlaggebend dafür sind Absprachen auf EU-Ebene,
mit denen die Ziele des weltweiten Klimaschutzes in den Mitgliedstaaten
durchgesetzt werden sollen. Weil die Bundesrepublik ihre Verpflichtungen, im
Rahmen der EU-Effort-Sharing-Entscheidung und der EU-Climate-Action-Verordnung
bis 2020 14 Prozent und bis 2030 38 Prozent Emissionsminderungen gegenüber 2005
zu erreichen, nicht einhalten wird, fallen Kosten an, die laut eigenem
Bekenntnis zur Eindämmung des Klimawandels gar nicht erst entstehen dürften.

In der von den gemeinnützigen Think Tanks Agora Energiewende und Agora
Verkehrswende veröffentlichten Studie "Die Kosten von unterlassenem Klimaschutz
für den Bundeshaushalt" [1] wird untersucht, wie diese Defizite im Bereich jener
nationalen Emissionen entstehen, die nicht vom System des EU-Emissionshandels
(European Union Emissions Trading System, EU ETS) abgedeckt sind. Während dieser
vor allem den Ausstoß von CO2-Äquivalenten der großen Kraftwerke der
Stromerzeuger und energieintensiver Unternehmen der Metallverarbeitung,
Zementproduktion und Chemischen Industrie reguliert, sind die Emissionen des
Verkehrs, der Gebäude und der Landwirtschaft als sogenannte Nicht-ETS-Sektoren
zusammengefaßt und verschiedenen Maßnahmen zu ihrer Begrenzung und Kompensation
unterworfen.

Da die Maßnahmen zur Abgasminderung, die den Straßen-, Schiffs-, Luft- und
Schienenverkehr als größten Nicht-ETS-Sektor betreffen, durch die
Bundesregierung aus politischen Gründen geschwächt und andere Möglichkeiten zur
Emissionssenkung insbesondere von PKWs und LKWs wie eine höhere Besteuerung oder
allgemeine Geschwindigkeitsbegrenzung ebenfalls unter dem Druck der
Autoindustrie verhindert werden, wird die Rechnung des ungehemmten Brandes am
langen Ende gescheiterter Reduktionsziele aufgemacht. Dann muß die Freisetzung
von Treibhausgasen, die die vereinbarten Reduktionsziele überschreitet, mit
Hilfe von Ausgleichszahlungen, die vor allem den Erwerb von
Emissionsgutschriften aus anderen EU-Staaten betreffen, aus dem staatlichen
Steueraufkommen beglichen werden.

Die Externalisierung von Kosten bestimmter Branchen, die die Luft beim Verfeuern
fossiler Brennstoffe mit Treibhausgasen, Feinstäuben und anderen Umweltgiften
anreichern, also eine allen Menschen gleichermaßen zur Verfügung stehende
Ressource überproportional dem eigenen Verwertungsinteresse unterwerfen, wird
über den Emissions-Reduktionsplan der EU auf die steuerpflichtige Bevölkerung
umgelegt, die die unsichtbare Subventionierung dieser Industrien zu begleichen
hat. Man könnte diesen Vorgang auch als eine Form der ökologischen Enteignung
bezeichnen, werden den Menschen doch damit Kosten für zerstörerische
Produktionsweisen aufgebürdet, für die sie sich nicht entschieden haben und an
denen aus politischen Gründen festgehalten wird. Indem sogenannte
Schlüsselindustrien quersubventioniert werden, wird auch der Entwicklungspfad,
den sie repräsentieren, gegen alle möglichen Alternativen durchgesetzt, sprich
die wachstums- und wettbewerbsorientierte Kapitalverwertung erhält zusätzliche
Legitimation.

So sinnvoll die marktförmige Regulation klima- und umweltschädlicher Emissionen
auf den ersten Blick erscheinen mag, bürdet sie doch Industrien mit besonders
negativer CO2-Bilanz zusätzliche Kosten durch den Kauf von Emissionszertifikaten
oder die Umstellung auf weniger klimaschädliche Produktionsverfahren auf, so
sehr verfehlt sie den Zweck, besonders zerstörerische Produktionsweisen im
ersten Schritt einzustellen. So bieten sich für die Bundesrepublik, wie der
Studie zu entnehmen ist, neben dem Kauf von Emissionszertifikaten auch andere
Formen des Neutralisierens der Luftbelastung an, die über die Ziele der
vereinbarten Emissionsreduktion hinausgehen. Politische Tauschgeschäfte, mit
denen sich eine Haushaltsbelastung durch den Kauf von Emissionszertifikaten
umschiffen ließe, scheinen ebenso möglich zu sein wie das Verschieben von
Nicht-ETS-Sektoren in den ETS-Bereich oder andere Formen der Verlagerung bereits
vollzogener Formen der Zerstörung in weniger belastete Bereiche.

Die Treibhausgase werden über die Grundeinheit der CO2-Äquivalenz tauschförmig
gemacht und können als eine Ware wie jede andere bepreist und auf dem
Finanzmarkt verwertet werden. Die Frage, ob der jeweilige Handelsvorgang
überhaupt noch mit dem Ziel des Klimaschutzes verknüpft ist, stellt sich für die
Akteure am Finanzmarkt und die Kapitalinvestoren, die ihr Geld gewinnbringend
anlegen wollen, nicht - sie betreiben mit diesen Papieren ein Geschäft wie jedes
andere. Ohne die Frage, womit bei Emissionszertifikaten überhaupt gehandelt
wird, beanworten zu müssen und als Geldware ort- und zeitlos geworden, steht dem
operativen Geschäft mit ökologischen Schulden nichts mehr im Wege. So wäre, was
in der Studie nicht erwähnt wird, auch die Möglichkeit des sogenannten
Offsettings von Emissionen durch den Kauf entsprechender Zertifikate im Globalen
Süden vorstellbar. Wenn dort ein Wasserkraftwerk errichtet, ein
Plantagenwald gepflanzt oder eine vom Aussterben bedrohte Tierart geschützt
wird, dann ist weder sichergestellt, daß diese Maßnahmen für
die dort lebenden Bevölkerungen verträglich sind, noch geht aus den daraus
entstandenen Finanztiteln hervor, ob ihr Gegenstand tatsächlich ökologisch nachhaltig
ist. Selbst wenn sie es wären, dann ändert der Kauf eines sogenannten
Verschmutzungsrechtes, das aus solchen Maßnahmen geschöpft wird, nichts an der
Umweltzerstörung, die dadurch kompensiert werden soll.

Die von Agora Energiewende und Agora Verkehrswende veröffentlichte Studie läßt
genau dies erkennen - die staatliche Regulation durch sogenannte marktbasierte
Mechanismen macht Zerstörungspraktiken und Destruktivpotentiale auf vielerlei
Weise fungibel, so daß den ökologischen Zerstörungsprozessen vielleicht Einhalt
geboten wird, vielleicht aber auch nicht. Mit diesen Finanzinstrumenten wird ein
nationales Wachstum ermöglicht, dessen ökologische Kosten im Zweifelsfall über
das Produktivitätsgefälle zwischen den hochentwickelten Industriestaaten des
Nordens und den Ländern mit nachholender Entwicklung im Globalen Süden
externalisiert werden. Im Endeffekt resultiert der zentrale Zweck des
Emissionshandels, die marktbasierte Lenkungswirkung bei der Ressourcennutzung,
in der Umlenkung destruktiver Prozesse an Orte und in Aggregate, die noch nicht
so belastet sind wie andere, ohne daß etwas für alle gewonnen wäre. 

Es ist, wie stets im Kapitalismus, ein Geschäft partikulärer Interessen. Die
käuflich erwerbbare Berechtigung zur Verschmutzung der gasförmigen Atmosphäre
des Planeten ist eine besonders abstrakte Form der Ausbeutung von Natur und
Mensch. Der rechtsförmige Charakter dieses Geschäfts wurzelt in der
privatwirtschaftlichen Eigentumsordnung, die materiell privilegierte wie
politische protegierte Gruppen und Personen gegenüber denjenigen, die in ihrer
Lebenswelt von der Zerstörung des Klimas wie Maßnahmen zur Kompensation
derselben betroffen werden, bevorzugt. Das sozial Verträglichste wäre auch in dieser
Hinsicht, die Belastung von Natur und Klima gar nicht erst entstehen zu lassen
und wenn doch, dann so orts- wie zeitnah zu beseitigen.


Fußnoten:

[1] https://www.agora-energiewende.de/veroeffentlichungen/die-kosten-von-unterlassenem-klimaschutz-fuer-den-bundeshaushalt/
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VORTRAG/2291: Berlin - Helle Panke Veranstaltungen vom 15. bis 19. Oktober 2018


Helle Panke

Veranstaltungen in der 42. Kalenderwoche



Liebe Leserinnen und Leser,

am Donnerstag beschloss das italienische Parlament einen Haushalt, der ein
Defizit vorsieht. Damit stellt sich die Koalition aus Rechten und der
5-Sterne-Partei gegen die Sparpolitik der EU. Die Konsequenzen für das Land
und für die EU könnten schwerwiegend sein, von einem "zweiten Griechenland"
ist schon die Rede. Am Dienstag diskutieren wir mit der Italienexperin
Friederike Hausmann über die Politik der Rechten und Populisten, erklären
die Gründe ihres Erfolges und die Gefahren, die davon ausgehen.

In weiteren Veranstaltungen widmen wir uns dem Freiheitsbegriff bei Marx,
dem Verlauf des Nahostkonfliktes und einem vergessenen Kapitel
jüdisch-kommunistischer Geschichte: Dem "roten Zion" im fernen Osten der
frühen Sowjetunion.


Montag, 15. Oktober 2018, 19:00 bis 21:00 Uhr

Marx200

Marx und die Freiheit

Referent: Dr. Christian Schmidt

Moderation: Anne-Kathrin Krug

Kosten: 2,00 Euro

Ort: Helle Panke, Kopenhagener Str. 9, 10437 Berlin


Dienstag, 16. Oktober 2018, 10:00 bis 12:00 Uhr

Seniorenklub im Karl-Liebknecht-Haus

Israel und Palästina - Binationaler Staat oder zwei Staaten für zwei
Völker?

Referentin: Dr. Angelika Timm

Moderation: Marilies Müller

Kosten: 2,00 Euro

Ort: Karl-Liebknecht-Haus, Kleine Alexanderstr. 28, 10178 Berlin


Dienstag, 16. Oktober 2018, 19:00 bis 21:00 Uhr

Internationale Politik

Italien zwischen Links- und Rechtspopulismus?

Referentin: Friederike Hausmann

Moderation: Dr. Frank Engster

Kosten: 2,00 Euro

Ort: Helle Panke, Kopenhagener Str. 9, 10437 Berlin


Freitag, 19. Oktober 2018, 19:00 bis 21:00 Uhr

Literatur und Gesellschaft

Birobidschan oder: "Nicht mehr Mücken als in der Umgebung von Berlin oder
Wien"

Reiseberichte von österreichischen Kommunisten über das "Rote Zion"

Referentin: Sabine Bergler (Jüdisches Museum Wien)

Moderation: Dr. Wladislaw Hedeler

Kosten: 2,00 Euro

Ort: Literaturforum im Brecht-Haus, Chausseestr. 125, 10115 Berlin

 * 

PUBLIKATIONEN

Reihe "Pankower Vorträge"

Heft 218: Vom mühseligen Suchen und glückhaften Finden (Teil IV)

In memoriam Prof. Dr. Heinrich Gemkow (26. Juni 1928 - 15. August 2017)
Berlin 2018, 48 Seiten

INHALT

* Walter Schmidt: Kolloquium zum 90. Geburtstag Heinrich Gemkows am 26.
Juni 2018. Eröffnung

* Dagmar Goldbeck: Das Dokumentarstück "Salut an alle. Marx" und Heinrich
Gemkow, mit Anhang von Dagmar Goldbeck / Rolf Hecker: Salut an alle, Marx
Bekenntnisse

* Rolf Hecker: Das Marx-Engels-Forum in der Mitte Berlins: Zur
Entstehungsgeschichte und zum politischen Auftrag für Heinrich Gemkow, mit
Anhang: Übersicht über Marx-, Engels- und Marx/Engels-Denkmäler

* François Melis: Marx- und Engels-Holzstiche von Heinrich Scheu

* Martin Hundt: Auch ein Marx/Engels-Forscher. Ein paar Worte über Helmut
Hirsch (1907-2009)

 * 

Zu vielen Veranstaltungen der Hellen Panke entstehen
Heftpublikationen. Jedes dieser Hefte können Sie für 3 Euro (plus Versand)
über die Homepage bestellen. Ein Gesamtverzeichnis aller bisher
erschienenen Hefte und ein AutorInnenverzeichnis finden Sie auf der
Internetseite der Hellen Panke. Dort können Sie auch das umfangreiche
Antiquariat der Hellen Panke einsehen.

Weitere Informationen:

www.helle-panke.de


Öffnungszeiten der Geschäftsstelle

Montag - Donnerstag 14.00 - 17.00 Uhr

 * 

Quelle:

"Helle Panke" e.V. - Rosa-Luxemburg-Stiftung Berlin

Kopenhagener Str. 76, 10437 Berlin

Telefon (030) 47 53 87 24, Fax (030) 47 37 87 75

E-Mail: info@helle-panke.de

Internet: www.helle-panke.de
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INFOPOOL / SCHACH UND SPIELE / SCHACH





SCHACH-SPHINX/06715: Drache ohne Feuer (SB)


Im heutigen Rätsel der Sphinx hatte der sizilianische Drachenläufer
Probleme mit dem Atmen. Direkt vor seiner Höhle bäumte sich ein Gaul
auf und dahinter verbarg sich die Ritterlanze. Und da ihm die Luft zum
Feuerspeien ausgegangen war, konnte Ritter Georg - hier in der Gestalt
des deutschen Großmeisters Stefan Kindermann, der seinerzeit in
Thessaloniki seine erste IM-Norm erfüllte -, mit einem entscheidenden
Hieb den Wächter der Drachenhöhle fällen und so den Schatz an sich
reißen. Die Stellung ist ein wundervolles Beispiel für den horrenden
Unterschied zwischen gut- und schlechtpostierten Figuren. Alle weißen
Steine stehen auf vorzüglicher Angriffsposition, jede erfüllt ihren
Zweck in diesem Vorwärtsdruck. Die schwarzen Figuren hingegen wirken
jede für sich wie Mauerblümchen, scheu, weltfremd, leicht zu
beeinflussen. Indes brauchte Schwarz nicht lange zu leiden. Nach dem
nächsten Zug von Kindermann fiel das Blättchen für Joakimidis, der um
eine gute Antwort ohnehin verlegen gewesen wäre, Wanderer.






[image: SCHACH-SPHINX/06715: Drache ohne Feuer (SB)]



Kindermann - Joakimidis

Thessaloniki 1980


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Bei einer derart ins Kraut schießenden Anhäufung von
Positionsnachteilen war die weiße Stellung nach 1...Lf3-g2!
hoffnungslos verloren. 2.Df2xb6 ergäbe ein hübsches Matt nach
2...Te1xf1# und 2.Td2-e2+ Sf4xe2+ 3.Kg1xg2 Db6-c6+ kostet eine Figur.
Also wählte Weiß das geringste Übel mit 2.Th2xg2 Sf4-h3+ 3.Kg1-h2
Sh3xf2 4.Tg2xf2, an der Niederlage kam er dennoch nicht vorbei:
4...g5xh4 5.Tf2-e2+ Te1xe2 6.Td2xe2+ Ke7-f6 7.Kh2-h3 - es drohte
7...Db6-d6+ - 7...Db6-d4 8.Kh3xh4 Dd4-f4 9.Lf1-h3 h7-h5 und Weiß gab
auf, da er gegen die Drohungen 10...Kf6-g6 und 11...f7-f5 machtlos
war.



Erstveröffentlichung am 15. Oktober 2005
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INFOPOOL / SPORT / BOXEN





PROFI/688: Weltergewicht - Omaha feiert seinen Helden ... (SB)




Terence Crawford siegt ungefährdet gegen Jose Benavidez

Terence Crawford hat den WBO-Titel im Weltergewicht vor rund 13.300
Zuschauern in seiner Heimatstadt Omaha, Nebraska, durch einen
K.o.-Sieg in der zwölften Runde erfolgreich gegen Jose Benavidez
verteidigt. Zum Zeitpunkt des Abbruchs lag er bei allen drei
Punktrichtern klar in Front (110:99, 108:101, 107:102). Während der
31jährige Weltmeister damit in 34 Kämpfen ungeschlagen ist, zog der
fünf Jahre jüngere Herausforderer aus Phoenix, Arizona, nach 27
Erfolgen erstmals den kürzeren. Crawford, der den Titel am 9. Juni
durch einen vorzeitigen Sieg über den Australier Jeff Horn gewonnen
hatte, trat vor der bislang größten Kulisse seine Karriere an und
wurde von seinem Heimpublikum stürmisch gefeiert. Er kann eine Börse
von 3,625 Millionen Dollar einstreichen, Benavidez erhält 500.000
Dollar für diesen Auftritt, der vom Sender ESPN übertragen wurde.

Jose Benavidez hatte nichts unversucht gelassen, sich ins Gespräch zu
bringen und diesen Kampf zu bekommen. So platzte er im Februar in
Corpus Christi beim offiziellen Wiegen vor einem Auftritt Crawfords
dazwischen und forderte ihn öffentlich heraus. Bei Pressekonferenzen
vor der Titelverteidigung in Omaha sorgte er nach Kräften für böses
Blut, indem er den Champion provozierte und damit Stoff für
werbewirksame Schlagzeilen lieferte. Das eskalierte, als die beiden
einander nach dem Wiegen wie üblich Auge in Auge gegenüberstanden.
Benavidez schubste den Weltmeister plötzlich weg, worauf dieser nach
ihm schlug, den Herausforderer jedoch verfehlte.

Der an Nummer 14 der aktuellen WBO-Rangliste geführte Benavidez hatte
zwar angekündigt, er werde Crawford auf die Bretter schicken, doch
bekam er keine Gelegenheit dazu, seinen vollmundigen Worten
entsprechende Taten folgen zu lassen. Der Lokalmatador dominierte das
Geschehen mit seinem Jab und schlug häufig zum Körper, wobei er
bereits Mitte der ersten Runde in die Rechtsauslage wechselte, die er
dann bis zum Ende weitgehend beibehielt. Der Herausforderer boxte mit
auffallend geringer Schlagfrequenz, als suche er fortwährend nach
einer Lücke für seine Rechte, die sich ihm jedoch nur selten bot.

Auch in den folgenden Durchgängen kam der Titelverteidiger immer
wieder zum Körper durch, worauf Benavidez zurückwich und
kopfschüttelnd zu signalisieren versuchte, daß ihm das nichts anhaben
könne. In der dritten Runde verschärfte Crawford das Tempo und landete
mehrmals Kombinationen zu Kopf und Körper, die den Gegner in die
Defensive zwangen. Der Herausforderer revanchierte sich dafür im
vierten Durchgang, seinem stärksten im gesamten Kampf, mit etlichen
klaren Treffern, darunter einer wuchtig geschlagenen Linken zum Kopf.

Benavidez boxte indessen nur phasenweise auf gleichem Niveau mit und
legte immer wieder Pausen ein, die es Crawford erlaubten, seinen
Vorsprung auszubauen. So auch in der fünften Runde, als der
Herausforderer sich zu wenig bewegte, bis ihm der Weltmeister eine
gewaltige Rechte versetzte, die ihn zurücktrieb und bis zur Pause in
die Flucht schlug. Zu Beginn der neunten Runde mußte Benavidez einen
Schlaghagel über sich ergehen lassen, worauf er in die Seile
zurückwich und Crawford gestikulierend aufforderte, er solle nur
kommen. Das ließ sich der Champion nicht zweimal sagen und brachte
weitere Treffer an, die nur sporadisch beantwortet wurden.

Als Benavidez schließlich in der zwölften Runde erschöpft war und kaum
noch Widerstand leistete, schlug ihn Crawford mit einer Kombination
nieder. Der Herausforderer raffte sich wider Erwarten noch einmal auf,
worauf der Weltmeister mit weiteren Treffern nachlegte. Als Benavidez
abermals taumelte, ging Ringrichter Celestino Ruiz dazwischen und
erklärte den Kampf nach 2:42 Minuten der Runde für beendet. Diese
Entscheidung war insofern voreilig, als dem Herausforderer nur wenige
Sekunden fehlten, um wenigstens über die Runden zu kommen.
Möglicherweise ließ sich der Referee in diesem Augenblick von dem
tobenden Publikum leiten, obgleich am Sieg des Lokalmatadors ohnehin
nicht mehr zu rütteln war. [1]

Laut der Statistik von CompuBox hatte Crawford 186 von 579 Schlägen
ins Ziel gebracht (32 Prozent), während Benavidez nur bei 92 von 501
Versuchen erfolgreich war (18 Prozent) und lediglich in drei Runden
zweistellige Trefferzahlen verbuchen konnte. Auch dies bestätigt die
Dominanz des Weltmeisters, der eine souveräne Vorstellung bot. In der
für ihn charakteristischen Kampfesweise stieß er rasch vor, landete
Treffer und wich sofort wieder zurück, ehe sich Benavidez revanchieren
konnte. Der Herausforderer bot dennoch in der ersten Hälfte eine
ansprechende Leistung, bis ihn eine Verletzung am rechten Bein
beeinträchtigte. Wenngleich der Champion nie in Gefahr kam, fehlt es
ihm doch in dieser Gewichtsklasse an Schlagwirkung, was ihm gegen die
gefährlichsten Rivalen wie Errol Spence oder Shawn Porter zum
Verhängnis werden könnte. Crawford, der vordem Weltmeister im
Leichtgewicht und Halbweltergewicht gewesen war, wirkt zudem
körperlich nicht robust genug, um schwere Treffer problemlos
wegstecken zu können. [2]

Jose Benavidez zollte dem Sieger mit den Worten Respekt, er habe gegen
den Allerbesten verloren, ihm aber einen Kampf auf Biegen oder Brechen
geliefert. Gemeinsam sei es ihnen gelungen, den Fans eine großartige
Vorstellung zu bieten. Er wolle dies keinesfalls als Entschuldigung
anführen, doch habe er von der siebten Runde an starke Schmerzen im
rechten Bein verspürt. Nach der Schußwunde, die er 2016 davongetragen
hatte, hätten die Ärzte prognostiziert, daß er nie wieder gehen könne.
Er habe sich jedoch wieder hochgekämpft und wolle nun härter denn je
trainieren, um noch stärker zurückzukehren.

Wie vorhergesagt habe er alles Erforderliche getan, zog Crawford
zufrieden Bilanz. Die Körpertreffer hätten den Gegner systematisch
zermürbt und langsamer gemacht, bis er erschöpft gewesen sei. Der
Niederschlag sei dann nur noch eine Frage der Zeit gewesen. Es fühle
sich gut an, jemandem das Maul zu stopfen, der so lange übel
herumgeredet habe. Viele Leute sagten ihm nach, er sei zu klein und
könne nicht hart genug zuschlagen. Stiegen sie jedoch mit ihm in den
Ring und spürten seine Schlagwirkung, sähe die Sache ganz anders aus.
Julius Indongo und Jeff Horn seien ebenfalls größer als er gewesen,
hätten aber genau wie Benavidez den kürzeren gezogen, so Crawford.

Er habe Benavidez genau das angekündigt, was ihm dann widerfahren sei,
kommentierte Brian McIntyre, Crawfords Trainer und Manager, den Erfolg
seines Schützlings. Promoter Bob Arum lobte Crawford als einen Boxer,
der auch dann nicht nachlasse, wenn er den Sieg absehbar in den Tasche
habe. Der Champion liefere eine großartige Show ab, die er mit einem
Höhepunkt kröne. Diese Geisteshaltung gehe den meisten Akteuren ab,
die heutzutage herumlaufen. Crawford sei ein brillanter Boxer, doch
diese publikumsfreundliche Einstellung mache ihn zu etwas Besonderem,
legte Arum kräftig nach, wohl wissend, daß der WBO-Champion bislang in
den Augen der Fans ein erstklassiger Techniker, aber langweiliger
Punktesammler war. Der Promoter will Terence Crawford im nächsten Jahr
im Pay-TV präsentieren, was nur dann Sinn macht, wenn er auch
außerhalb von Omaha als spektakulärer Boxer wahrgenommen wird.

Das Weltergewicht ist mit diversen hochklassigen Akteuren stark
besetzt, wobei die anderen Weltmeister Errol Spence (IBF), Keith
Thurman (WBA) und Shawn Porter (WBC) wie auch Danny Garcia und der
reguläre WBA-Champion Manny Pacquiao bei dem Berater Al Haymon unter
Vertrag stehen, der mit den Sendern Showtime und Fox zusammenarbeitet.
Bob Arum müßte schon über seinen Schatten springen und mit Haymon ins
Gespräch kommen, will er Crawford jene bedeutenden Kämpfe verschaffen,
die dieser einfordert. Wie Arum angedeutet hat, komme für ihn nur
Spence in Frage. Er sei bereit, sich mit Al Haymon ins Benehmen zu
setzen, um diesen Kampf so schnell wie möglich auf die Beine zu
stellen.

Er überlasse die Wahl des nächsten Gegners seinem Promoter, merkte
Crawford dazu an. Arum habe ihm drei Auftritte im kommenden Jahr in
Aussicht gestellt und müsse sich nun mit Haymon kurzschließen, um die
Sache zu klären. Was ihn selbst betreffe, fürchte er keinen Gegner und
sei für alle bereit. Er arrangiere die Kämpfe nicht, sondern trage sie
aus, so der WBO-Champion. Es sei aber schon frustrierend, wenn ihm die
Anerkennung versagt bleibe, die ihm zustehe. Das liege indessen nicht
in seiner Hand, so daß er eben nur im Ring seinen Part dazu beitragen
könne.

Crawford werde gegen jeden verfügbaren Gegner antreten, und wenn
jemand nicht mit ihm kämpfen wolle, nehme man eben den nächstbesten
Kandidaten, gab sich Arum keine Blöße. Die Leute würden schon merken,
wer der weltbeste Weltergewichtler ist. Errol Spence könnte in
derselben Liga sein, weshalb er ihn sehr gern dafür gewinnen würde. Er
werde ein faires Angebot vorlegen, das keinen der Boxer und Sender
benachteilige. Dann könne man sich zusammenzusetzen und diesen Kampf
auf den Weg bringen, so der Promoter. Man darf gespannt sein, ob Bob
Arum tatsächlich willens ist, sein Zugpferd der größtmöglichen Gefahr
auszusetzen, die diese Gewichtsklasse derzeit zu bieten hat.


Fußnoten:

[1] www.espn.com/boxing/story/_/id/24977475/terence-crawford-defeats-jose-benavidez-jr-retain-wbo-welterweight-title

[2] www.boxingnews24.com/2018/10/terence-crawford-stops-jose-benavidez-results/
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